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Einleitung 

Die vorliegende Studie der Schweizerischen Umweltorganisationen 

weist überzeugend nach, dass der Bedarfsnachweis für das Atom­

kraftwerk Kaiseraugst im Sinne des Atomgesetzes nicht erbracht 

worden ist. Die Erteilung einer Rahmenbewilligung für den Bau 

dieser Anlage wäre daher nicht nur aus staatspolitischen Gründen 

(Ablehnung des Kernkraftwerkes durch die Mehrheit der betroffenen 

Bevölkerung} verfehlt, sondern auch rechtlich unzulässig. 

Unter dem Eindruck der wachsenden grundsätzlichen Gegnerschaft 

gegen weitere Atomkraftwerke waren Bundesrat und Parlament 1978 

bereit, die Atomgesetzgebung im Sinne der Volksmeinung zu ver­

schärfen. Damals beteuerte Bundesrat Willi Ritschard: "Dieses Ge­

setz gibt uns die Möglichkeit, 

zu einem Atomkraftwerk auch NEIN zu sagen. 

auch wenn ein Ja rechtlich ebenfalls möglich wäre. Es gibt uns 

die Möglichkeit, Atomkraftwerke zu verhindern, wenn wir sie nicht 

brauchen." 

Und heute? Sind Bundesrat und Parlament nach diesen Versprechun-

gen wirklich bereit, Kaiseraugst zu befürworten? Wenn in der 

gegenwärtigen Situation die Frage des Bedarfs als Voraussetzung 

für die Baubewilligung von Kernkraftwerken zum entscheidenenden 

Kriterium geworden ist, dann sei an eine Feststellung von Dr. Eduard 

Kiener, Direktor des Eidgenössischen Amtes für Energiewirtschaft 

erinnert, wonach "die Elektrizitätswerke fast jeden Bedarf nach­

weisen könnten, allein schon wenn sie nur allen Wünschen um An­

schluss, beispielsweise von Elektroheizungen, nachkommen würden 

Unsere Analyse beweist mit Daten und Fakten, dass wir - eine ver­

nünftige Energiepolitik vorausgesetzt - das Kernkraftwerk Kaiser­

augst nicht brauchen. Es wäre demnach nicht nur politisch proble­

matisch und ökologisch gefährlich, es wäre auch wirtschafts­

politisch falsch. Zudem ist die im Gesetz für die Erteilung der 

Rahmenbewilligung ebenfalls zwingend verlangte "dauernde, sichere 

Entsorgung und Endlagerung der radioaktiven Abfälle" keinesfalls 

gewährleistet. 

6 



Kaiseraugst wäre auf Sand gebaut. Es fehlt diesem Kernkraftwerk 

sowohl ein eindeutiges rechtliches Fundament als auch die demo­

kratische Basis in der Nordwestschweiz und in der heute schon 

durch Atomkraftwerke ökologisch überlasteten Dreiländerecke. Wer 

könnte unter diesen Voraussetzungen guten Gewissens die Verant­

wortung für den Bau des Kernkraftwerkes Kaiseraugst tragen? 

* 

Die Studie der Schweizerischen Umweltorganisationen besteht aus 

zwei unterschiedlichen Teilen, die sich beide mit der Energie­

problematik auseinandersetzen. 

Der erste Teil befasst sich mit dem Bedarfsnachweis für neue Atom­

kraftwerke in der Schweiz. Nachdem bereits der Bericht der Eidge­

nössischen Energiekommission zu diesem Thema aufgezeigt hat, dass 

man nicht von einem Sachzwang für neue Atomkraftwerke sprechen 

kann, sondern dass verschiedene Optionen offenstehen, geht der vor­

liegende Bericht noch weiter: er macht deutlich, wie unrealistisch, 

überhöht und zum Teil sachlich unhaltbar die Randbedingungen und 

Hypothesen von jenen Experten und Interessenvertretern g:--„c:<:i·zt 

werden müssen, die einen Bedarfsnachweis erbringen wollen. Nur 

durch eine Kumulation der denkbar ungünstigsten Annahmen und durch 

einen Verzicht auf Ausschöpfung wenigstens eines Teils der Spar­

möglichkeiten kann mit Müh und Not eine kleine Versorgungslücke 

prognostiziert werden. Einen überzeugenden Bedarfsnachweis für 

ein weiteres Atomkraftwerk ist jedoch sicherlich nicht erbracht, 

selbst für jene nicht, welche die Atomkraft notfalls als energie­

politische Möglichkeit zu akzeptieren bereit sind. 

Der zweite Teil zieht den Rahmen etwas weiter. Er zeigt Entwick­

lungen in einer Reihe von anderen Industrieländern auf und macht 

ein Umdenken sichtbar, das bereits vielerorts eingesetzt hat. 

Langfristig werden wir mit weniger Energie auskommen als heute. 

Die energiesparsame Entwicklung hat jedoch nichts Bedrohendes, 

im Gegenteil. Auch mit weniger Energie kann die Lebensqualität 

verbessert, die Wohlfahrt und die Vollbeschäftigung gesichert 

werden. 
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1. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Ausgangslage: Das revidierte Atomgesetz 

Der Bundesbeschluss zum Atomgesetz vom 6. Oktober 1978 schreibt 

vor, dass neue Atomkraftwerke in der Schweiz nur errichtet werden 

dürfen, wenn ein genügender inländischer Bedarf nachgewiesen wer­

den kann. Dabei ist den Sparmöglichkeiten, den Alternativen und 

der Er<lölsubstitution Rechnung zu tragen. 

Die Elektrizitätswirtschaft hat im sogenannten 10-Werke-Bericht 

vom Juni 1979 versucht, einen solchen Bedarfsnachweis aus ihrer 

Sicht zu erbringen. Dazu nahm die Eidgenössische Energiekommission 

(EEK) in einem ausführlichen Bericht Stellung. Die Auffassung 

ihrer Mitglieder schwankt in einem breiten Spektrum: Ein Drittel 

der Mitglieder erachtet den Bedarfsnachweis für ein bis zwei 

weitere Grossanlagen in den nächsten zehn Jahren als erbracht; 

ein weiteres Drittel sieht nur ejne kleine Versorgungslücke,die 

auch mit einem Kohlekraftwerk oder dezentralen fossilen Anlagen 

geschlossen werden könnte und das letzte Drittel sieht keinen Be­

darf für neue Nuklearanlagen in den nächsten zwei Jahrzehnten. 

Die folgenden Darlegungen durchleuchten kritisch, welche proble­

matischen und zum Teil unsinnigen Annahmen getroffen werden müssten, 

wenn man einen Bedarfsnachweis konstruieren will. Denn eine sorg­

fältige Ueberprüfung der Daten bringt die von der Elektrizitäts­

wirtschaft innerhalb der nächsten zehn Jahre heraufbeschworene Ver­

sorgungslücke zum Verschwinden. Den energiepolitischen Zweckpes­

simismus der Befürworter des Atomkraftwerkes Kaiseraugst ent­

kräften folgende Fakten: 

1. Fragwürdige Verbrauchsprognosen 

Die Befürworter eines weiteren nuklearen Ausbaus gehen von unrea­

listischen Verbrauchsprognosen aus. Sie unterstellen ein wirt­

schaftlich~s Wachstum in den Achtziger-Jahren (2,8 % pro Jahr), 
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Sparpotential bei rund 2'400 GWh, statt bei 200 - 400 GWh wie im 

Bericht der EEK angegeben. 

3. Unwirtschaftliche Erdölsubstitution 

Die elektrische Raumheizung (Speicher- und Direktheizunqen), wie 

sie von der Elektrizitätswirtschaft und von den Ausbauwilligen in 

die Prognosen aufgenommen (3'500 GWh im Winter 89/90) und gefördert 

wird, verschlingt die Stromproduktion eines ganzen Kernkraftwerkes 

(1'000 MWe) im Winter. Die elektrische Raumheizung ist jedoch weit 

davon entfernt, kostendeckend zu sein. Das skizzierte Programm 

würde den Normalkonsumenten und die Wirtschaft jährlich - in Form 

einer Verteuerung der Normalbezügertarife - rund 400 Mio Franken 

kosten. 

Mit elektrizitätssparenden Technologien (Wärmepumpen) könnte gleich 

viel Wärme mit einem Drittel an Elektrizität erzeugt werden. Auch 

dazu wäre kein neues Gesetz notwendig. Die Elektrizitätswerke sind 

in der Lage und berechtigt, nur noch Wärmepumpenheizungen und 

Wärmepumpenboiler anzuschliessen. Auf diese Weise reduziert sich 

der Strombedarf der ausbauwilligen Varianten nochmals um 2'000 

bis 2'500 GWh. 

4. Potential der Wärme-Kraft-Koppelung unterschätzt 

Die Möglichkeiten der Wärme-Kraft-Koppelung (WKK) in der Raum­

heizung und bei der Prozesswärme werden systematisch unterschätzt. 

Zwar weist ein Bericht der EEK nach, dass das technische Potential 

riesig ist und dass bei einer Vergütung des Stromes aus WKK-Anlagen 

mit 10 Rp./kWh rund 19'400 GWh wirtschaftlich produziert werden 

könnten. Zum Vergleich: Winterverbrauch 1979/80: 20'072 GWh. Heute 

vergüten die Elektrizitätswerke den Strom aus WKK nur mit rund 

2,9 Rp./kWh, obschon sie für Winterelektrizität aus Leihstadt 

15 und mehr Rp./kWh werden bezahlen müssen. 

WKK-Anlagen, verbunden mit Wärmepumpen, können jedoch, selbst 

wenn sie weiterhin mit Oel betrieben würden, den Oelbedarf für 
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die Raumwärmeversorgung in entsprechenden Gebieten um 50 % und 

mehr reduzieren. Ein Teil dieser Anlagen wird jedoch mit Gas oder 

Kohle befeuert werden. Anstatt der 375 GWh im 10-Werke-Bericht 

wäre es demnach möglich, in WKK-Anlagen bis 1990 bis zu 2'000 GWh 

zu erzeugen, sofern die Elektrizitätswerke einen vernünftigen 

Preis zu zahlen gewillt sind. 

5. Ueberdimensionierte Reservehaltung 

Die Elektrizitätswirtschaft möchte ihre Reservehaltung so festle­

gen, dass in neunzehn von zwanzig Jahren keine Netto-Stromimporte 

notwendig sind und nur in jedem zwanzigsten Jahr Nettoimporte von 

1'000 bis 3'000 GWh erfolgen müssten. Mit anderen Worten: die 

Schweiz exportiert netto während 19 Jahren auch im Winter Strom, 

nimmt aber den internationalen Verbund nur einmal alle zwanzig 

Jahre in Anspruch. Dieses Ausmass an Reservehaltung war in der 

Vergangenheit nicht üblich und ist zweifellos überdimensioniert. 

In den letzten 29 Jahren verzeichnete die Schweiz ungefähr in der 

Hälfte aller Winter einen Importüberschuss, ohne dass deswegen 

nennenswerte Probleme entstanden sind. Berechnungen in einer Studie 

der EEK zeigen zudem, dass auch in Zukunft 1'000 bis 3'000 GWh aus 

dem Ausland jederzeit importiert werden könnten, mit einer Wahr­

scheinlichkeit von 99 %. Und dies selbst dann, wenn die Nachbar­

länder eigene Leistungsengpässe aufweisen sollten. 

Zudem sind in den Berechnungen der eigenen Produktionsmöglichkeiten 

noch eine Reihe von stillen Reserven enthalten, die nirgends auf­

scheinen und doch rund 2'000 GWh pro Winterhalbjahr ausmachen. Dazu 

kommen die Möglichkeiten, den Inlandverbrauch in einem von zwanzig 

Wintern um rund 2'600 GWh zu reduzieren, ohne dass dadurch wesent­

liche wirtschaftliche Einbussen entstehen würden. Eine 75 % inlän­

dische Versorgungssicherheit ist mehr als ausreichend. Dadurch 

vermindert sich der von den Befürwortern weiterer Kernkraftwerke 

ausgewiesene Bedarf nochmals um 2'300 GWh. 
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2. Bedarfsnachweis 

Der Bundesbeschluss zum Atomgesetz vom 6. Oktober 1978 schreibt vor, 
dass neue Atomkraftwerke in der Sch1Jeiz nur errichtet werden dür>fen, 
wenn ein genügender inländischer Bedarf nachgewiesen werden kann. 
Dabei ist den Sparmöglichkeiten, den Alternativen und der Er>dölsubsti­
tution Rechnung zu tragen. 

Die Elektrizitätswirtschaft hat im sogenannten 70-Werke-Bericht 
vom Juni 7979 versucht, einen solchen Bedarfsnachweis aus ihrer Sicht 
zu erbringen. Dazu nahm die Eidgenössische Energiekommission (EEKJ 
in einem ausführlichen Bericht Stellung. Die Auffassung ihrer f.fit­
glieder schlJan kt in einem breiten Spektrum: Ein Drittel der Mitglieder 
erachtet den Bedarfsnachweis für ein bis zwei weitere Grossanlagen 
in den n~~hsten zehn Jahren als erbracht; ein weiteres Drittel sieht 
nur eine kleine Versorgungslücke, die auch mit einem Kohlekraftwerk 
oder dezentralen fossilen Anlagen geschlossen werden könnte un.~ das 
letzte Drittel sieht keinen Bedarf für neue Nuklearanlagen in den 
nächsten zwei Jahrzehnten. 

Die folgenden Darlegeungen durchleuchten kritisch, welche problema­
tischen und zum Teil unsinnigen Annahmen getroffen werden müssten, 
wenn man einen Bedarfsnachweis konstruieren will. Denn eine sorg­
fältige Ueberprüfung der Daten bringt die von der Elektrizitätswirt­
schaft innerhalb der nächsten zehn Jahre heraufbeschworene Versorgungs­
lücke zum Verschwinden. 

2.1 ENTSTEHUNG UND ANFORDERUNGEN 

Atominitiative 

revidiertes Atomgesetz 

Als im Jahre 1978 das Parlament eine Teilrevi­

sion des Atomgesetzes behandelte, stand auch die 

Volksabstimmung über die sogenannte Atomschutz­

initiative bevor. Diese Initiative bezweckte eine 

wesentliche Verschärfung der Bewilligungspraxis 

für neue Atomkraftwerke (Mitbestimmung der be­

troffenen Region, Konzessionspflicht anstelle der 

Bewilligungspflicht, unbeschränkte Haftung des 

Konzessionärs etc.). 

Der Rat wollte damals bewusst die Atomgesetzre­

vision als eine Art Gegenvorschlag zur Atomini­

tiative ausgestalten und versprach dem Volk, 

dass in der Schweiz in Zukunft keine Atomkraft­

werke gebaut werden dürfen, wenn sie nicht unbe-
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Substitution: 
40 Atomkraftwerke 
für die Schweiz? 

Substitution: 
1 Atomkraftwerk 
reduziert die 
Erdölabhängigkeit 
um 2% 

Bedarfsnachweis als 
einschränkende 
Massnahme 

dingt notwendig seien. Artikel 3, Absatz 1 des 

revidierten Atomgesetzes vom 6. Oktobrr 1978 be­

stimmt: 

"Die Rahmenbewilligung ist zu verweigern, 
wenn ... an der Anlage oder an der Energie, 
die in der Anlage erzeugt werden soll, im 
Inland voraussichtlich kein hinreichender 
Bedarf bestehen wird; bei der Ermittlung 
des Bedarfs ist möglichen Energiesparmass­
nahmen, dem Ersatz von Erdöl und der Ent­
wicklung anderer Energieformen Rechnung 
zu tragen." 

Diese Formulierung lässt eine Reihe von Interpre­

tationsmöglichkeiten offen. Insbesondere besteht 

die Möglichkeit, über den Passus "Ersatz von Erd­

öl" die Absicht des Artikels völlig zu unter­

laufen. Wenn man zum Beispiel die 12,5 Mio. 

Tonnen Erdöl, die in der Schweiz jährlich für 

Raumwärme, Verkehr und Industrie verbraucht wer­

den, mit Elektrizität ersetzen wollte, so wären 

gegen 40 Kernkraftwerksblöcke a 1'000 MW elektri­

scher Leistung notwendig. Dies kann nicht im Sinne 

des Gesetzgebers liegen. Der Bedarfsnachweis wur­

de in den parlamentarischen Beratungen eindeutig 

als eine einschrtinkende Massnahme verstanden, 

welche den Bau von Kernkraftwerken sozusagen auf 

Vorrat, für den Export oder beim Vorhandensein 

anderer Möglichkeiten verhindern soll. Man wollte 

eindeutig den hemmungslosen Ausbau der Kernenergie 

bremsen und neue Atomkraftwerke nur als Ausnahme­

fa 11 zulassen. Auf diesen Hintergrund sind die Be­

stimmungen des Atomgesetzes zu definieren. Wir 

tun dies wie folgt: 

Sparrnass­
nahmen: 

Es genügt nicht, einfach von Spar­
massnahmen zu reden und nur jene 
Sparmöglichkeiten in die Berechnung 
einzubeziehen, die von einem noch 
neu zu schaffenden Stromspargesetz 
in Zukunft erzwungen werden könnten, 
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Interpretation des 
Atomgesetzes 

Einflussgrössen für 
Bedarfsnachweis 

Erdölsub­
stitution: 

Energie-
al ternativen: 

aber gleichzeitig dieses Stromspar­
gesetz mit allen Mitteln zu bekämpfen, 
wie dies die Elektrowirtschaft tut. 
Es müssen im Gegenteil auch jene 
Sparmöglichkeiten berücksichtigt 
werden, welche von Elektrizitäts­
wirtschaft ohne neue gesetzliche 
Grundlagen, aber mit etwas gutem 
Willen realisiert werden könnten. 

Der Ersatz von Erdöl durch Elektri­
zität darf nur soweit beim Bedarfs­
nachweis berücksichtigt werden, als 
er energiewirtschaftlich und energie­
politisch sinnvoll ist; d.h. wenn 
elektrizitätssparende Technologien 
angewendet werden, wenn keine Alter­
nativen mit vergleichbarem Substi­
tutionseffekt und Kosten zur Verfü­
gung stehen und wenn die volkswirt­
schaftliche Kosten-Nutzen Rechnung 
zugunsten der Elektrizität ausfällt. 

Bei den alternativen Energieformen 
geht es nicht nur um jene, die in 
der Lage sind, Elektrizität zu er­
zeugen. Ueberall dort, wo die Elektri­
zität für den Ersatz von Erdöl im 
Wärmesektor eingesetzt werden könnte, 
sind auch die alternativen {auch 
fossilen) Möglichkeiten zur Deckung 
des Wärmebedarfs zu berücksichtigen. 
Wo diese günstigere Substitutions­
möglichkeiten offerieren, soll keine 
Substitution mit Elektrizität vorge­
nommen werden. 

Es ist selbstverständlich, dass beim Bedarf snach­

weis nicht nur diese Einflussfaktoren zu berück­

sichtigen sind, sondern dass ebenso das zu erwarten­

de Wirtschaftswachstum, Bevölkerungswachstum, der 

Zuwachs an verfügbarem Einkommen der Haushalte, 

die Zunahme der Anzahl Wohnungen usw. eine wichtige 

Rolle spielen. Diese Aufzählung von Einflussgrössen 

macht deutlich, wie schwierig ein Bedarfsnachweis 

somit ist. Man muss mit relativ grosser Genauig­

keit die gesamte wirtschaftliche, technologische 

und auch politische Entwicklung vorherschätzen, und 

zwar auf zehn bis fünfzehn Jahre. Solange etwa 



Treffsicherheit 
vergangener Prognosen 

dauert das ganze politische, sicherheitstechnische 

Bewilligungsverfahren zusammen mit der Projektie­

rungs- und Bauzeit. Dass eine solche Prognose fast 

nicht zu leisten ist, resp. mit welcher Genauig­

keit solche Aussagen gemacht werden können, zeigt 

sich deutlich, wenn man die Treffsicherheit ver­

gangener Prognosen etwas untersucht. Trotzdem ist 

der Schluss fehl am Platz, das Verfahren mit dem 

obligatorischen Bedarfsnachweis sei als Entschei­

dungsgrundlage untauglich. Eher schon müsste man 

sagen, eine Technologie, welche mit derart grossen 

Aufbauzeiten und damit wirtschaftlichen Unsicher­

heiten behaftet sei, eigne sich nicht besonders 

für einen allfälligen Weiterausbau der Elektrizi­

tätsversnrgung. 
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3. Grundsätzliche Bedenken 

falsche 
Fragestellung 

Bevor wir uns im Detail auf die technokratische 

Diskussion um den Bedarfsnachweis einlassen, sol­

len an dieser Stelle ausdrücklich auf zwei wichti­

ge Aspekte hingewiesen werden, die sowohl im Be­

richt der Eidgenössischen Energiekommission wie im 

10-Werke-Bericht der Elektrizitätswirtschaft zu 

kurz kommen, resp. gar nicht erwähnt werden: 

- Kernenergie ist aus vielen Gründen eine proble­
matische Energieform und der Weiterausbau darf 
nicht nur vom Kriterium einer fragwürdigen 
Bedarfsproqnose entschieden werden. 

- Angesichts der Begrenzung aller Energievorräte 
und der mit dem Energieverbrauch verbundenen 
Umweltzerstörung ist die Fragestellung des Be­
darfsnachweises grundsätzlich falsch. Die Frage 
darf nicht lauten, wieviel mehr an Energie werden 
wir verbrauchen, sondern mit wieviel weniger 
Energie können wir unsere Bedürfnisse befriedigen. 

3.1 KERNENERGIE, EINE PROBLEMATISCHE ENERGIEFORM 

ungelöstes Problem 
Atommüll 

Kernenergie ist eine problematische Energieform. 

Eine Reihe schwerwiegender Einwände und Kritiken 

sind immer noch nicht vom Tisch geräumt: 

- Die Entsorgung der radioaktiven Abfälle ist 

nicht gelöst. Zwar werden grosse Bemühungen 

unternommen, um annehmbare Lösungen zu ent­

wickeln. Ob dies in der Schweiz möglich sein 

wird, ist noch nicht mit letzter Sicherheit 

entschieden. Auf jeden Fall bestehen grosse 

Zwejfel, ob die Fristen, wie sie vom Bundesrat 

gefordert wurden, eingehalten werden können. Der 

Bundesrat hatte dem Parlament und der Bevölkerung 
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ungesicherte 
Uranversorgung 

Gösgen erhöht 
schweizerische 
Stromproduktion um 
20% 

versprochen, dass bis 1985 die Entsorgungsfrage 

gelöst sei. Diese Frist ist auch in den Betriebs­

bewilligungen der heute laufenden Atomkraftwerke 

als Bedingung aufgeführt. Wird diese Bedingung 

nicht erfüllt, so müssten laut Bundesrat Ritschard, 

dem vormaligen Energieminister, die Anlagen still­

gelegt werden. Ebenso ist laut Atomgesetz der 

Entsorgungsnachweis für neue Atomanlagen zu er­

bringen, bevor sie eine Betriebsbewilligung er­

halten. Der Begriff "Entsorgungsnachweis" wird 

dabei so verstanden, dass mindestens ein ausfüh­

rungsreifes Projekt vorliegen muss, bei dem mit 

Aussicht auf Erfolg das Bewilligungsverfahren ein­

geleitet werden könnte. Projektskizzen und Stu­

dien allein genügen als Entsorgungsnachweis nicht. 

- Die Uranversorgung ist nicht gesichert. Uran als 

Brennstoff wird etwa zur gleichen Zeit zu Ende 

gehen, wie das Erdöl. Die Brennstoffversorgung 

ist nicht einmal für die ganze Lebensdauer 

einer neuen Anlage gesichert. Die sogenannten Uran 

sparenden Technologien - schnelle Brüter, Hoch­

temperaturreaktor - sind nicht marktreif. Die 

Sicherheitsprobleme und Gefahren dieser Genera­

tion von Atommeilern sind um ein Vielfaches 

grösser als bei den heutigen Leichtwasserreakto­

ren und noch gar nicht genau abzusehen. Dazu 

kommt, dass die Gefahr des militärischen Miss­

brauchs des Brennstoffes ebenfalls gewaltig zu­

nimmt. 

Kernkraftwerke weisen eine ungeahnte Energie­

dichte auf. Eine Anlage wie das AKW Gösgen allein 

bringt einen Zuwachs in der schweizerischen 

Elektrizitätsproduktion von fast 20 %. Dies hat 

zur Folge, dass einerseits immer bei der Inbe­

triebnahme eines derartigen Blockes grosse Ueber-

schussmengen an Elektrizität entstehen, welche 

verkauft sein wollen und damit den Verbrauch 
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Kernkraftwerke schaffen 
Stromüberschussprobleme 

Sicherheitsrisiko 

Landesverteidigung 
durch Atomkraftwerke 
geschWicht 

weiter anheizen und dass andererseits beim Aus­

fall nur einer dieser Grossanlagen sogleich ein 

beachtlicher Teil der Gesamtproduktion fehlt. 

Dies bedeutet, dass nun mit einer weiteren Dre­

hung dieser Wachstumsspirale weitere Einheiten 

als Reservekapazität aufgebaut werden müssen, 

die ihrerseits Strom liefern, der eigentlich 

nicht benötigt wird, aber auch verkauft sein 

will. Damit ergibt sich die paradoxe Situation, 

dass beim Strom ständig eine Art Ueberschuss­

markt besteht, obschon Energie eigentlich äusserst 

knapp ist. 

Als letzter Punkt seien noch die Sicherheitspro­

bleme erwähnt. Trotz aller Sicherheitsmassnahmen 

bleibt immer ein Restrisiko. Die Wahrscheinlich­

keit, dass ein schwerer Unfall passiert, kann 

zwar als sehr gering eingestuft werden, der maxi­

mal mögliche Schaden ist jedoch riesig. Damit 

entstand eine Situation, in der herkömmliche 

Risikoüberlegungen methodisch versagen. Nicht 

umsonst haben bis heute die multinationalen 

Versicherungsgesellschaften sich ausserstande 

erklärt, einen umfassenden Versicherungsschutz 

zu gewährleisten. 

Neben diesen aufgeführten kritischen Einwänden 

lassen sich jedoch noch eine Reihe weiterer Beden­

ken aufführen. Fragen der Wirtschaftlichkeit zum 

Beispiel oder die Probleme mit der Versorgungs­

sicherheit in Kriegszeiten - bei kriegerischen 

Auseinandersetzungen sollen die AKW's aus Sicher­

heitsgründen abgestellt werden. Oder die gesell­

schaftlichen Auswirkungen der Atomenergie, Stich­

wort "Atomstaat", Ueberwachung, Bespitzelung, Aus­

bau nationaler Sicherheitskräfte etc. Alle diese 

Punkte führen zur Schlussfolgerung: 

Der weitere Ausbau der Kernenergie kann nicht 
die Lösung unserer Energieprobleme sein 
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3.2 REDARFSPROGNOSEN: DIE FALSCHE FRAGE 

Umwelt durch 
übermässigen 
Energieverbrauch 
gefährdet 

falscher 
Fortschrittsbegriff 

grosse 
Diskrepanz 
zwischen Erkenntnis 
und politischem 
Handeln 

Man kommt nicht darum herum, sich die Frage zu 

stellen, ob denn das Vorgehen beim Bedarfsnach-

weis wirklich den Verhältnissen angepasst ist und 

den grossen Zukunftsproblemen gerecht wird. Mittler­

weile weiss es doch jedes Kind - und wir bekommen 

es oft genung von der Energiewirtschaft mit drohen­

dem Unterton zu hören, dass die Energievorräte 

beschränkt sind, dass die Umwelt gerade am über­

mässigen Energieverbrauch kaputt geht, dass poli­

tische und wirtschaftliche Abhängigkeiten im Ener­

giesektor für die industrialisierten Länder immer 

gefährlicher werden, dass politische und militä­

rische Erpressungen mit Vorliebe und Erfolg auf 

den Energiemärkten stattfinden. Wir sehen auch 

immer besser, dass die Menschen nicht glücklicher 

und zufriedener werden, wenn sie ihre Wohnungen -

sofern sie überhaupt solche noch finden können -

mehr und mehr mit elektrischen Geräten aller Art 

vollstopfen; dass sie viel mehr diesem fortschrei­

tenden "Fortschritt" immer misstrauischer gegenüber 

stehen, und vieles mehr. Und trotz dieses Wissens 

soll die Energieversorgung, in diesem Fall die 

Elektrizität, weiterhin geplant werden, indem man 

Prognosen aufstellt darüber, ob der Verbrauch in 

den nächsten Jahren 30 oder 50 Prozente wachsen 

werde, um dann die dazu nötigen Grossanlagen in 

Regionen zu plazieren, deren Bevölkerung sich 

eindeutig gegen den Bau eben dieser Anlagen ausge­

sprochen hat. Ist das rationale Politik? Diese Dis­

krepanz zwischen Erkenntnis und politischem Han­

deln ist erschreckend. Auf der einen Seite all die 

Katastrophenliteratur, während auf der anderen 

Seite sich die Technokraten, Bürokraten mit all 

den Wirtschaftsvertretern redlich abmühen, mit 

wissenschaftlichen und computergestützten Rechen­

modellen zu beweisen, dass der Verbrauch weiterhin 
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welche politischen 
Antworten auf die 
Herausforderungen 
der Zukunft? 

klare Ziele setzen 

jährlich mit X Prozenten steigen werde und darum 

ihre Kernkraftwerke unbedingt notwendig sind; 

Kernkraftwerke, die ihrerseits mit ungeheurem tech­

nischem Aufwand und dem Einsatz ganzer Generatio­

nen hochqualifizierter Wissenschaftler möglichst 

sicher gemacht worden sind. Aber eben nur mög­

lichst sicher. Kaum in einem andern Zusammenhang 

stimmt das Sprichwort so treffend "Als sie das Ziel 

aus den Augen verloren, verdoppelten sie ihre An­

strengungen". Ist das die politische Antwort auf 

die grosse Herausforderung, welche die Zukunft an 

unsere Zivilisation stellt? 

Man mag hier einwenden, ja aber das Erdöl muss 

doch ersetzt werden! Wir kommen auf diesen Punkt 

noch weiter hinten zu sprechen. Aber die von 

der Elektrowirtschaft ausgewiesenen 45,4 % Wachs­

tum des Elektrizitätskonsums bis 1990 beinhalten 

noch keinerlei Erdölsubstitution. Es handelt sich 

dabei nur um den Zuwachs des sogenannten Allgemein­

verbrauchs! Was wir heute dringend brauchen ist 

nicht eine Verwaltung der Zuwachsraten, sondern 

eine politische Führung, die in der Lage ist, klare 

Ziele zu entwickeln, die als Antwort auf die gros­

sen Zukunftsprobleme zu genügen vermögen. Dies ist 

nicht zu verwechseln mit Diktatur und Dirigismus, 

sondern beinhaltet staatsmännische Weitsicht und 

den Mut, sich zu exponieren und neue Wege zu suchen. 

Dies bedeutet unter anderem: 

1. Der Energieverbrauch darf gesamthaft in der 
Schweiz mittelfristig nicht mehr zunehmen. 
Längerfristig muss er sogar abnehmen. 

2. Der Erdölanteil muss in den nächsten zwei Jahr­
zehnten auf unter 50 % Anteil an der gesamten 
Energieversorgung gesenkt werden. 

rationale Energiepolitik Dass eine derartige Poli ti tk technisch und wirt­
ist machbar schaftlich machbar ist und wie sie energiepolitisch 

realisiert werden könnte, wurde schon mehrfach auf-
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und volkswirtschaftlich 
sinnvoll 

gezeigt. Auch die Schweizerischen Umweltorganisa­

tionen haben ihren Beitrag dazu geleistet mit ihrer 

Publikation: "Jenseits der Sachzwänge~· das Energie­

leitbild der Umweltorganisationen. Diese Politik 

ist aber nicht nur machbar, sie bringt auch eine 

Reihe von volkswirtschaftlichen Vorteilen, schafft 

mehr Arbeitsplätze, vermindert die Umweltbelastung, 

vergrössert die Sicherheit der Energieversorgung 

und ermöglicht trotzdem ein Wirtschaftswachstum -

sofern dies in der herkörrunlichen Form überhaupt er­

wünscht ist - und erlaubt eine verbesserte Ausstat­

tung der Haushalte mit Geräten aller Art. 

Wenn wir im folgenden trotzdem in die Diskussion 

um die Wachstumsraten einsteigen, so deshalb, 

weil wir aufzeigen wollen, dass selbst in der 

Sprache und mit den Ueberlegungen dieser techno­

kratischen Welt ein weiterer Ausbau der Atomenergie 

in der Schweiz nicht nötig und ökonomisch nach­

teilig ist. 
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4. Der Bedarfsnachweis der Elektrizitäts· 
wirtschaft und der Kaiseraugst AG 

wirtschaftliche 
Entwicklung 

Sparpotential 

Substitution 

Elektrizitätser­
zeugung 

Reserven 

Die schweizerische Elektrizitätswirtschaft und 

die Kaiseraugst AG haben ihren Bedarfsnachweis im 

sogenannten 10-Werke-Bericht vom Juni 1979 dar­

gestellt (1). Dabei wurde folgendes Vorgehen gewählt: 

- Zuerst wurde auf Grund der vergangenen Ent­
wicklung und von Annahmen über die zukünf­
tige wirtschaftliche Entwicklung eine Prog­
nose des Elektrizitätsverbrauchs bis 1990 
aufgestellt. 

Dann wird ermittelt, wieviel Elektrizität 
gespart werden könnte und dieser Betrag von 
der Prognose abgezogen. 

In einem dritten Schritt zeigen die Elektri­
zitätswerke, wieviel Elektrizität sie bis 1990 
für den Ersatz von Erdöl einsetzen wollen, 
resp. von Netzkapazitäten her können und zäh­
len diesen Betrag zur Verhrauchsprognose dazu. 

- Dem so ermittelten "Bedarf" werden die Möglich­
keiten der durchschnittlichen Elektrizitäts­
erzeugung gegenübergestellt. 

- Dann rechnen die Verfasser vor, wieviel Ueber­
produktion (Reserve) die Elektrizitätswerke 
aufweisen müssen, damit sie die Nachfrage 
auch noch decken können, falls ein grosses 
Atomkraftwerk während eines ganzes Winters 
ausfällt und falls zudem ein wasserarmes Jahr 
die Produktionsmöglichkeiten der Wasserkraft­
werke reduziert. Dieser Betrag wird dann dem 
Bedarf zugerechnet. Und aus der Gegenüber­
stellung von Bedarf und Produktionsmöglich­
keit ergibt sich dann die beschworene Ver­
sorgungslücke, resp. der Bedarfsnachweis für 
zwei weitere grosse Atomkraftwerke bis zum 
Jahr 1990. 

Jeder dieser einzelnen Schritte weist Mängel auf 

oder muss kritisiert werden, weil ungerechtfertigte 

Annahmen getroffen wurden oder ganz einfach branchen-

1) Im sogenannten 10-Werke-Rericht legen die 10 grössten Elektrizi­
tätsproduzenten der Schweiz mehr oder weniger regelmässig ihre 
Ansichten über die zukünftige Verbrauchsentwicklung dar. 
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branchenpolitische 
Absichten 

Bedarf im Winter­
halbjahr 

Energieeinheiten 

politische Absichten verfolgt werden, die aus 

volkswirtschaftlicher Sicht und im Interesse 

einer möglichst sicheren, umweltfreundlichen 

und wirtschaftlichen Energieversorgung abzulehnen 

sind. Wir gehen in den folgenden Kapiteln auf 

jeden dieser Punkte gesondert ein. 

Der 10-Werke-Bericht beschränkt sich auf die Unter­

suchung der Verhältnisse im Winterhalbjahr, da 

dies in der Schweiz die kritische Zeit ist. Im 

Sommer ist die Elektrizitätsnachfrage wesentlich 

geringer, während die Produktionsmöglichkeiten 

wegen der grösseren Wasserführung unserer Flüsse 

höher liegt als im Winter. 

Als Rechnungseinheit dient die Gigawattstunde. 

Dies entspricht einer Million kWh oder in Wärme­

einheiten ausgedrückt, dem Heizwert von 86 Tonnen 

Erdöl. Der Vergleich in Wärmeeinheiten hinkt zwar, 

da Elektrizität z.B. mit einem Wirkungsgrad von 

fast 100 % in mechanische Energie (Motoren) um­

gewandelt werden kann, während Oel bestenfalls 

einen Wirkungsgrad von ca. 45 % erreichen kann. 

Wenn man also den Vergleich für mechanische Ener­

gie machen will, müsste man sagen, dass 1 GWh 

etwa 170 bis 200 Tonnen Erdöl entspricht. 
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Tabelle 1: Der "Bedarfsnachweis" der Elektrizitätswirtschaft 

Inlandverbrauch 

Einsparungen 

Ersatz von Erdöl 

Inlandbedarf 

Betrieb von Speicherpumpen 

Netzverluste (ca. 9 %) 

j Notwendige Erzeugung zur 

1 

Deckung des Landesbedarfs 

1 

im Winterhalbjahr 

1 
1 

r 
1 Mittlere Erzeugungsmög­
' lichkeit 
1 

1 

1 

f 

- Wasserkraftwerke 

- konventionell thermisch 

- Kernkraftwerke 

1 

Total mittlere Erzeugungs-! möglichkei t im Winterhalbjahr 

r 
i Produktionsüberschuss 

1 Gewünschte Reservekapazität 
! von 13 % 

Errechnetes Defizit 

25 

1Q79/80 

17'800 GWh 

167 

980 

18'613 

115 

1'675 

20'400 

13'629 

1'330 

8'514 

23'473 

3'073 

3'051 

1989/90 

23'350 GWh 

1'568 

3'500 

25'282 

115 

2'275 

27'700 

14'159 

1'680 

12'915 

28'754 

1'054 

4'139 

3'085 GWh 



5. Prognosen: überzogene Annahmen 

Die Befürworter einea weiteren nuklearen Ausbaus gehen von unrea­
listischen Verbrauchsprognosen aus. Sie unterstellen ein wirtschaft­
liches Wachstum in den Achtziger-Jahr·en (2, 8 3 pro Jahr), das weit 
über den Erwartungawerten der Wirtschaftsprognostiker liegt 
(7 - 1,5 %). Gleichzeitig rechnen ihre Prognosen mit einem Waahstum 
der realen Oelpreise von 5 % pro Jahr, üJeil auf diese Weise noch 
etwas mehr Oel durch Elektrizität aubstituiert wird. 

Ist die Annahme über daa WirtschaFtswachstum allein schon h8chst 
unwahrscheinlich, ao uir>ri sie in Kombi11ation mit der> Annahme über 
die Pr>eisentwicklung beim Er>d8l unsinnig. Eine der>ar>tige ErdJlver­
teuerung hätte mit Sicherheit negative Auswir>kungen auf Kor,jw:!-:. tur> 
und Beschäftigung. Allein die Korrektur> dieser sachlich nicht ge­
rechtfei>tig ten Annahmen r-eduzierot den ::u ei>1.Jar>tenden Elek b'i zi tät .-:­
bedar>f um 7 1400 bis 2 1 000 GWh (erwarteter Beiti>ag aus Kai~eruugst 
2 'JOO GWh) im Winter-halbjahro. 
(Uebrigens: die OECD pr>gnostizierot für 7987 ein Nullwachstum in 
den westlichen Induatrieländern, längerfristig wird mit steigen­
den Arbeitslosenziffern gerechnet.) 

5.1 DER STANDPUNKT DER ELEKTRIZITAETSWIRTSCHAFT 

10-Werke-Bericht Die Elektrizitätswirtschaft hat im 10-Werke-Be­

richt Vorausschätzungen des Elektrizitätsver­

brauchs für die einzelnen Sektoren, "Haushalt, 

Gewerbe und Dienstleistungen, Industrie, Ver­

kehr" durchgeführt. Neben Ueberlegungen, wo eine 

Sättigung der Nachfrage bei einzelnen Anwendungen 

im Haushaltsektor eintreten könnte, wurden eine 

Reihe von möglichen weiteren zusammenhängen be­

rücksichtigt, wie: Anzahl Haushalte, Ausstattung 

mit Geräten, Entwicklung des privaten Konsums, 

des Bruttosozialproduktes, Index der industriel­

len Produktion etc. 

Das Ergebnis wird in Tabelle 2 wiedergegeben: 
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Tabelle 2: Prognose der Elektrizitätswirtschaft über die Zunahme des 
Elektrizitätsverbrauchs in den einzelnen Sektoren in GWh 

Haushalte 

Gewerbe, Land-
wirtschaft, 
Dienstleistungen 

Industrie 

Verkehr 

Total 

1977 Zuwachs 
Ausgangs- 1980 1990 1977 - 90 

jahr in % 

7'759 8'900 12'600 + 62,4 % 

9'915 10'900 14'100 + 42,2 % 

10'904 12'000 15'300 + 40,3 % 

1'994 2'100 2'450 + 22,5 % 

30'577 33'900 44'450 + 45,4 % 

Diese Zahlen beziehen sich auf das ganze Jahr 

und nicht nur auf das Winterhalbjahr. Die Umrech­

nung wurde vorgenommen, indem man davon ausging, 

dass in Zukunft das Verhältnis von Winter- zu 

Sommerverbrauch sich nicht wesentlich verändern 

werde, also rund 52,5 % des Jahresverbrauchs auf 

das Winterhalbjahr entfallen. In diesen Zahlen 

ist der Energieverbrauch für neue Elektroheizungen 

mit einer Anschlussleistung über 5 kW und für die 

Warmwasserbereitung nicht enthalten. Die jährlichen 

Wachstumsraten betragen 3,5 % bis 1980; 3,1 % von 

1981 bis 1985, 2,4 % von 1986 bis 1990. 

5.2 KRITIK DER PROGNOSEN 

Die Prognose der 10-Werke weist vor allem zwei 

schwere methodische Mängel auf: 

1. Elektrizitätspreise: Der Bericht erwähnt mi~ 

keinem Wort, dass in den nächsten Jahren wesent-
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Preissteigerungen nicht 
benicksichtigt 

Ausbau der Kernenergie 
bewirkt massive 
Elektrizitätspreis­
steigerungen 

liehe Preissteigerungen bei der Elektrizität und 

auch bei anderen Energieträgern stattfinden 

werden. Der Preis wird jedoch die Nachfrage be­

einflussen. Mit Ausnahme der unsicheren Uran­

preise lassen sich die zu erwartenden Kosten­

steigerungen im Elektrizitätssektor relativ 

gut abschätzen. Die Strompreise müssen umso 

rascher steigen, je schneller und je mehr neue 

Atomkraftwerke gebaut werden und je grösser der 

Anteil der Elektroheizungen wird. Wenn das Bau­

und Substitutionsprogramm der Elektrizitäts­

wirtschaft tatsächlich realisiert werden sollte, 

so dürfte die jährliche reale Steigerung der 

Durchschnittstarife zwischen 2 - 4 % liegen. 

Eine kurze Uebersicht über die Entwicklung der 

Stromproduktionskosten mag dies verdeutlichen: 

Tabelle 3: Stromgestehungskosten heute und in Zukunft (ohne Trans­
port und Verteilung) 

Durchschnittskosten 1980 ca. 4 Rp/kWh 

6,5 - 7 Rp/kWh 

9 Rp/kWh 

11 Rp/kWh 

AKW Gösgen * 

AKW Leibstadt * ca. 

AKW Kaiseraugst * ca. 

* Diese Kosten entstehen bei 6'600 Betriebsstunden pro Jahr, d.h. 
ohne nennenswerte grössere Ausfälle, ohne Berücksichtigung 
der Kosten für die 13 % Reservehaltung, ohne Kosten für Wieder­
aufbereitung der Brennstoffe, Endlagerung und Stillegung der 
ausgedienten Anlagen. 

Diese Kostensteigerung wird noch verstärkt 

dadurch, dass das Reservekraftwerk in der Regel 

nur für den Export arbeitet und dass auch die 

übrigen AKW's mindestens im Sommer einen ansehn-
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Schweizer Konsument 
berappt Defizit 
des Stromexports 

unrealistisches 
Wirtschaftswachstum 

Wachstumspotential 
mit 
Wirtschaftswachstum 
verwechselt 

Wirtschaftswachstum 
von 2,8%: 
reines Wunschdenken 

liehen Anteil ihrer Produktion exportieren 

müssen. Die Stromerlöse aus dem Sommerexport­

"geschäft" liegen jedoch weit unter den durch­

schnittlichen Gestehungskosten. Der nicht ge­

deckte Kostenanteil ist selbstverständlich 

vom Schweizer Konsumenten zu berappen (vergl. 

auch Tabelle 6) . 

2. Wirtschaftswachstum: Der 10-Werke-Rericht geht 

von einem jährlichen Wachstum der Wirtschaft von 

2,8 % in den achtziger Jahren aus. Dies ist 

nach Ansicht praktisch aller schweizerischen 

Wirtschaftsprognostiker, soweit sie überhaupt 

eine Voraussage wagen, wesentlich zu hoch. Als 

realistischer werden Wachstumsraten zwischen 1 

und 2 % erachtet. Die 2,8 % stammen aus einer 

Studie des St. Galler Zentrums für Zukunftsfor­

schung, die jedoch lediglich das Wachstums­

potential abzuschätzen versucht, d.h. jenen Wert, 

um den die schweizerische Wirtschaft wachsen 

könnte, wenn alle Produktionsanlagen ausgelastet 

sind, wenn die Produktivität (Produktion pro 

Arbeitskraft) weiterhin so ansteigt wie 

bisher und wenn keinerlei Arbeitslosigkeit 

herrscht. Alle diese Randbedingungen sind aber 

höchst fragwürdig. Die Konjunkturaussichten für 

die achtziger Jahre sind schlecht. steigende 

Rohstoffpreise, steigende Energiekosten, Infla­

tion, schrumpfende Märkte vor allem in der 

dritten Welt, wachsende soziale Spannungen und 

viele andere eher unerfreuliche Erscheinungen 

werden dieses Jahrzehnt prägen. Nur die Elektri­

zitätswirtschaft will ihren Ausbau so planen, 

als ob diese Entwicklungen gar nicht existent 

wären. Es ist vernünftigerweise nicht zu ver­

treten, höhere Wachstumsraten als 1,5 % der Zu­

kunfstplanung zugrunde zu legen. Auch so sind 

noch genügend Reserven in der Vorausschätzung ent­

halten. Wunschdenken allein beeinflusst die welt­

wirtschaftliche Entwicklung nicht. 



Die Eidgenössische Energiekommissior. hat den 

Einfluss der Energiepreise und des wirtschaft­

lichen Wachstuns auf die Elektrizit~~snachfrage 

in einer Spezialstudie ausführlich untersuchen 

lassen. Verschiedene Varianten sind dabei durch­

gerechnet worden. Dabei ergab sich folgendes 

Bild: 

Tabelle 4: Die Elektrizitätsprognosen in Abhängigkeit der Preisent­
wicklung und des Wirtschaftswachstums 

Preissteigerung 
Wirtschafts- Elektrizitäts-

Elektri- wachst um verbrauch Winter 
zität Erdöl 1989/90 in GWh 

10 Werke Bericht - - 2,8 % 25'200 

Variante I 2 5 2,8 % 25'700 

Variante II 2 5 2,0 % 24'600 

Variante III 2 5 l, 5 % 23'800 

Quelle: EEK: La Demande d'electricite en Suisse: Analyse historique 
et Perspectives; Universite de Geneve 1980, p. 80 

EEK: Bericht über den Bedarfsnachweis für Kernkraftwerke, 
Bern 1981, p. 30. 

Stromverbrauchs· 
zunahme: 
stark von den 
Annahmen über das 
Wirtschaftswachstum 
abhängig 

Die Zusammenstellung in Tabelle 4 macht deut­

lich, in welchem Ausmass im erwähnten Prognose­

modell die Stromnachfrage insbesondere vom Wirt­

schaftswachstum abhängig ist. Die Differenz 

zwischen den beiden Armahmen (2,8 % und 1,5 %) 

beträgt im Winterhalbjahr 1'400 GWh. Dies ent­

spricht einem Kraftwerk von 350 MWe, resp. mehr 

als der Hälfte des schweizerischen Anteils am 

projektierten Kernkraftwerk Kaiseraugst (600 MWe). 

Diese Differenz dürfte noch grösser ausfallen, 

wenn sowohl bei der Elektrizität wie beim Erdöl 

mit 3 % Preissteigerung gerechnet würde. 5 % 

reale Preissteigerung beim Erdöl pro Jahr er­

scheint als extrem hoher Wert. Innerhalb des 
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innerer Widerspruch 
zwischen 
Wirtschaftswachstum 
von 2,8% und 
Erdölpreissteigeruny 
von 5% 

Prognosemodells führt diese Extremannahme dazu, 

dass die Substitution von Erdöl durch Elektrizi-

tät stärker ausfällt, als bei kleineren Erdölpreis­

steigerungen, und damit eine grössere Verbrauchszu­

nahme ausgewiesen werden kann. Eines jedoch darf 

man als sicher annehmen, wenn sich das Erdöl für 

die Schweiz jedes Jahr um 5 % real verteuert, wird 

es kein maximales Wirtschaftswachstum von 2,8 % 

pro Jahr geben. Es besteht ein innerer Widerspruch 

zwischen diesen beiden Annahmen (1). Man erinnere 

sich nur an die Konjunktureinbrüche im Gefolge der 

Erdölkrise von 1973. Trotzdem haben 9 Mitglieder der 

EEK bei der Beurteilung des Bedarfsnachweises diese 

logisch und wirtschaftspolitisch unmögliche Ver­

knüpfung widersprüchlicher Annahmen gemacht. Es 

ist auch kein Zufall, dass es sich dabei um jene 

Kommissionsmitglieder handelt, die neue Kernkraft­

werke bauen wollen und zu diesem Zweck auch mit 

sachlich nicht haltbaren Annahmen den Bedarfs"nach­

weis" konstruieren mussten. 

Schlussfolgerung: Die Bedarfsprognosen der 10-Werke 

und eines Teils der Energiekommission liegen um 

1'400 bis 2'000 GWh zu hoch. Allein durch die Kor­

rektur der sachlich nicht haltbaren Annahmen be­

züglich Wirtschaftswachstum und Erdölpreissteigerung 

verringert sich der Bedarf an neuen Kraftwerkskapa­

zitäten um 380 bis 500 MWe. 

(1) Als die Arbeitsgruppe EWU 1975 in ihrer im Auftrag der GEK erarbei­
teten "Stabilisierungsvarianten" eine Energiesteuer vorschlug, die 
zu einem jährlichen Ansteigen der Energiepreise um 2,5 % geführt 
hätte, hat die gleiche Energiewirtschaft in ihrem Gegenbericht 
(Nr. llb der Schriftenreihe der GEK) katastrophale Konsequenzen 
vorausgesagt: "Tausende von Arbeitslosen, Zusammenbruch der ener­
gieintensiven Branchen in der Schweiz, Destabilisierung des Wirt­
schaftssystems, rezessive Kettenreaktion mit drastischen Konsequenzen 
usw.". Und dies, obschon die durch die Energiesteuer abgeschöpften 
Gelder wieder in die schweizerische Wirtschaft investiert worden 
wären. Bei der 5 prozentigen Erdölpreissteigerung fliessen die Gel­
der jedoch a fond perdu in die arabischen Portefeuilles und trotz­
dem kann die schweizerische Wirtschaft mit 2,8 % wachsen. Damals ging 
es eben darum, den Vorschlag für eine Energiesteuer zu diskreditieren. 
Heute jed~ch kann man mit der unsinnigen Verknüpfung von extrem ho­
hen Energieteuerungsraten mit einem maximalen Wirtschaftswachstum 
einige hundert Gigawattstunden mehr aus dem Prognosemodell heraus­
pressen. 
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6. Die Sparmöglichkeiten wurden vergessen 

Die eigenen Berechnungen der EEK beweisen, dass die Elektrizitäts­
wirtschaft in ihren Prognosen die Sparmöglichkeiten ungenügend be­
rücksichtigt! Es besteht ein Sparpotential (noch ohne Verbot von 
Elektroheizungen) bis 1989/90, das etwa 7 '200 GWh über dem Wert im 
10-Werke-Bericht liegt (1 '600 GWh). Wir sind der Meinung, dass die­
ses Sparpotential auch ohne Stromspargesetz ausgeschöpft werden kann, 
wenn die Elektrizitätswirtschaft entsprechende Anstrengungen unter­
nimmt. Der EEK unterlief hier zudem ein schwerer methodischer Fehler. 
Sie hat vergessen, 3/4 der Sparmöglichkeiten in ihre Berechnungen im 
Schlussbericht einzusetzen. All jene Sparmöglichkeiten wurden nicht 
mehr ausgewiesen, die von der Elektrowirtschaft als realisierbar 
erachtet wurden. Somit wurde bei den Bedarfsermittlungen der EEK 
nur> noch mit jenem Teil der Sparpotentiale gerechnet, um den die Be­
rechnungen der EEK grösser sind als im 70-Werke-Bericht angenommen. 
Mit anderen Worten: unabhängig von den verschiedenen Sparvarianten 
liegen die Sparmöglichkeiten um rund 7 '600 GWh höher als angegeben. 
Unter der Voraussetzung, dass die Elektrizitätswirtschaft s~arwillig 
ist und die Massnahmen, zu denen sie in der Lage ist, aussc öpft, 
liegt das realisierbare Sparpotential bei rund 2'400 GWh, statt bei 
200 - 400 GWh wie im Bericht der EEK angegeben. 

6.1 SPARMOEGLICHKEITEN IM 10-WERKE-BERICHT 

Sparpotentiale im 
10-Werke-Bericht; 

minimal 

Die Elektrizitätswirtschaft hat im 10-Werke-Be­

richt ihre Vorstellungen, wieweit Elektrizität 

gespart werden könnte, ausgeführt. Im Sektor Haus­

halt wurde untersucht, wieviel Elektrizität bei den 

verschiedenen Geräten (inkl. Elektroboiler, aber 

ohne Raumheizung) durch konstruktiv-technische Ver­

besserungen einerseits und durch verhaltensmässige 

Aenderungen der Benutzer andererseits, eingespart 

werden könnte, und wieviel davon bis 1990 reali­

sierbar sei. Bei der Industrie wurde ähnlich, nur 

viel weniger detailliert, vorgegangen. Das Spar­

potential beträgt nach diesen Abschätzungen rund 

33 %, während bis 1990 rund 6,3 % als realisier-

bar betrachtet werden. Keine Untersuchungen lie­

gen für die Sektoren "Dienstleistungen, Gewerbe, 

Landwirtschaft und Verkehr" vor. Es wird einfach 

unterstellt, dass die realisierbaren Sparmöglichkei­

ten ebenfalls 6 % betrügen, wie in der Industrie. 
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Gesamthaft rechnet der 10-Werke-Bericht mit 

möglichen Einsparungen im Winterhalbjahr von 

1 1 568 GWh (vergleiche Tabelle 1). 

6.2 DIE SPARSTUDIEN DER EEK 

Motion Petitpierre 

Die EEK hat sich mit diesen Angaben nicht begnügt, 

und hat eine Studie über die Sparmöglichkeiten im 

Elektrizitätssektor ausführen lassen. Allerdings 

beschränkte sich die Untersuchung auf jene Mass­

nahmen, die in der Motion Petitpierre gefordert 

wurden (1), nämlich: 

1. Verbot von Elektroheizungen im Freien (Rampen, 
Schwinunbäder, Vorplätze, Strassen, Wärmevor­
hänge, Infrarotheizungen) 

2. Bedarfsnachweis für Klimaanlagen, verbunden 
mit der Auflage, die Wärme zurückzugewinnen 

3. Anschrift des Elektrizitätsverbrauchs auf 
neuen Geräten 

4. Anforderungen an den maximal zulässigen Elektri­
zitätsverbrauch bei neuen Geräten 

5. Förderung der Sanierung von Beleuchtungen am 
Arbeitsplatz 

6. Förderung der Sanierung von öffentlichen Be­
leuchtungen 

7. Strengere Isolationsvorschriften für neue, 
elektrisch beheizte Gebäude 

8. Nachweis bei Elektroheizungen, dass keine 
Gas- oder Fernwärmezone besteht 

9. Verbot von neuen elektrischen Widerstandshei­
zungen. An ihrer Stelle sind elektrische 
Wärmepumpenheizungen zugelassen 

10. Verbot von neuen Elektroboilern nach dem 
Tauchsiederprinzip. An ihrer Stelle sind 
Wärmepumpenboiler zugelassen 

Die Beschränkung auf diese zehn Massnahmen macht 

deutlich, dass die in der Studie ausgewiesenenen 

Sparmöglichkeiten noch nicht das ganze Sparpotential 

1) Nationalrat Petitpierre hat im Winter 79/80 im Nationalrat eine 
Motion eingebracht, welche den Erlass eines Stromspargesetzes fordert. 
Die Motion wurde vom Bundesrat nur in der unverbindlichen Form eines 
Postulats übernommen. 
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Sparmöglichkeiten 
der Wirtschaft 
nicht berücksichtigt 

EEK weist zusätzliches 
Sparpotential aus 
von 1'200 GWh 

6.3 KRITIK 

Sparannahmen: 
grober methodischer 
Fehler 

erfassen; dass vor allem die Sparpotentiale in 

der Wirtschaft kaum erfasst werden. 

Die Arbeit kommt zum Schluss, das die Sparmöglich­

keiten wesentlich über den im 10-Werke-Bericht auf­

geführten Zahlen liegen. Ohne die Massnahmen 9 

und 10 (Verbot von Widerstandsheizungen und her­

kömmlichen Elektroboilern, auf die wir weiter hinten 

gesondert eingehen) wird das zusätzliche Sparpoten­

tial auf rund 1'200 GWh im Winterhalbjahr 1989/90 

errechnet. Je nach Umfang der durchgeführten Mass­

nahmen wird das bis 1990 zusätzlich zum 10-Werke­

Bericht realisierbare Sparpotential auf 200 bis 

400 GWh geschätzt. Dabei wird immer vorausgesetzt, 

dass dazu ein Stromspargesetz notwendig sei und 

dieses frühestens 1985 in Kraft treten könnte 

Dieses Vorgehen der EEK weist zwei schwere Mängel 

auf: 

1. Der qrösste Teil des Sparpotentials wurde durch 

einen methodischen Fehler gar nicht berücksichtigt. 

Durch diesen Fehler liegen die ausgewiesenen Spar­

möglichkeiten um rund 1'600 GWh unter dem wirk­

lichen Wert. Dies entspricht einer installierten 

Leistung von rund 420 MWe. Dieser FehlP.r entstand 

wie folgt: 

Die EEK hat in ihrer Studie ermittelt, wie gross 

die gesamten Sparpotentiale sind und hat davon ab­

gezogen, wieviel davon bereits im 10-Werke-Bericht 

berücksichtigt wurde. Sie hat dann nur die ver­

bleibenden Sparmöglichkeiten in ihr Sparpaket 1 und 

2 aufgenommen. Der grössere Teil der Sparmöglich­

keiten, der im 10-Werke-Bericht ausgewiesen wurde, 

kommt in der Folge in den Rechnungen der EEK nicht 

mehr vor, sondern nur noch jener Anteil, um den 

der Wert im 10-Werke-Bericht nach Meinung der EEK 
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Differenz zwischen 
Sparpotential der EEK 
und dem 
10-Werke-Bericht mit 
Gesamtsparpotential 
verwechselt 

Sparmassnahmen sind 
möglich auch ohne 
neue Gesetze 

zu tief lag. Man wird dagegen einwenden, diese 

Sparmöglichkeiten seien bereits in der Prognose 

der Universität Genf enthalten, die ja die Effekte 

von Preissteigerungen berücksichtige. Wenn man 

jedoch zwei Varianten der Genfer Prognose betrach­

tet, von denen eine mit Preissteigerungen rechnet 

(Elektrizität 2 %, Oel 5 %, Erdgas 3 %) und die 

andere, welche die durchschnittliche Preisent­

wicklung von 1960 bis 1977 einfach fortschreibt 

(Oel + 0,26 %, Gas - 0,33 %, Elektrizität - 1,66% 

Kleinkonsumentenpreise, respektive + 0,95 % für 

Grossabnehrnerpreise), so zeigt sich nur eine Dif­

ferenz von 100 GWh. Das heisst, die teuerungsbe­

dingten Einsparungen können in diesen Zahlen gar 

nicht enthalten sein. Die EEK rechnet somit in 

ihrem Schlussbericht mit wesentlich zu kleinen 

Sparmöglichkeiten. Unabhängig von den angebotenen 

Sparpaketen, liegen die Sparmöglichkeiten um rund 

1'600 GWh höher, als angegeben. 

2. Die Kommission stellt darauf ab, dass ein Strom­

spargesetz notwendig sei, um die Sparmöglichkeiten 

zu realiesieren. Dieses könnte frühestens 1985 in 

Kraft treten und somit sei der Verbrauch erst in 

der zweiten Hälfte des Jahrzehnts beeinflussbar. 

Diese Voraussetzung ist unseres Erachtens nicht rich­

tig, das heisst sie stimmt nur, wenn die Elektrizi­

tätswirtschaft sich weigert, jene Sparmassnahmen 

auszuschöpfen, die sie auch ohne zusätzliche recht­

liche Grundlagen ausschöpfen kann. Es ist den 

Schweizerischen Elektrizitätswerken durchaus mög­

lich, alle Sparmassnahrnen im oben aufgeführten 

Katalog ohne neue rechtliche Grundlagen zu reali­

sieren. Auch administrativ sind sie dazu in der Lage. 

Innerhalb eines Jahres könnten die Massnahmen 

1 - 7 in die Praxis umgesetzt werden. Davon sind 

die Anschriftspflicht für neue Elektrogeräte, die 

Beschränkung des Energieverbrauchs neuer Geräte 

mittels SEV-Richtlinien und die verbesserte Isolation 
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Elektrizitätswirtschaft 
bekämpft 
Stromspargesetz 

Ausnutzung der 
Sparmöglichkeiten 
ist gesetzliche 
Bedingung für die 
Erteilung einer 
Rahmenbewilligung 

für elektrisch beheizte Gebäude mit Abstand die 

wichtigsten. Dieses raschere Vorgehen hätte zudem 

den Vorteil, dass bis 1990 ein wesentlich grösserer 

Teil des verbleibenden Sparpotentials ausgeschöpft 

werden könnte, als im EEK-Bericht angenommen wird: 

600 - 1'000 GWh, statt nur 200 - 400 GWh. Aber an­

statt ihre Sparmöglichkeiten zu nutzen, wie sie dazu 

vom Gesetz verpflichtet wäre, wenn sie einen Be­

darfsnachweis für neue Kernkraftwerke erbringen 

will, bekämpft die Elektrizitätswirtschaft mit 

grossem Aufwand den Erlass eines Stromspargesetzes, 

wie sie auch den neuen Energieartikel in der Bundes­

verfassung bekämpft. 

Schlussfolgerung: Der Umfang, in dem Elektrizität 

in den nächsten zehn Jahren gespart werden kann, 

ohne Komforteinbusse, ohne die Versorgung der Wirt­

schaft zu beeinträchtigen, liegen bei rund 2'400 GWh 

im Winterhalbjahr 1989/90, anstatt bei 200 bis 

400 GWh gemäss den beiden Varianten im Schlussbericht 

der EEK. Der Betrag setzt sich wie folgt zusammen: 

"Vergessene" Spar­
möglichkeiten gemäss 
10-Werke-Bericht 

zusätzliche Sparmög­
lichkeiten gemäss Stu­
die EEK unter Mithilfe 
der Elektrizitätswerke, 
ohne Stromspargesetz 
(600 - 1'000 GWh) 

Insgesamt Winterhalb­
jahr 1989/90 

ca. 1'600 GWh 

800 GWh 

2'400 GWh 

Dies ist mehr, als das Kernkraftwerk Kaiseraugst 

im Winterhalbjahr produzieren könnte (Schweizer­

anteil 2'300 GWh). 

36 



7. Unwirtschaftliche Erdölsubstitution 

Die elektrisahe Raumheizung (Speiaher- und Direktheizungen), wie 
sie von der Elektrizitätswirtsahaft und von den Ausbauwilligen in 
die Prognosen aufgenommen (3'500 GWh im Winter 89/90) und gef~rdert 
wird, versahlingt die Stromproduktion eines ganzen Kernkraftwerkes 
(7000 MWe) im Winter. Die elektrische Raumheizung ist jedoah weit 
davon entfernt, kostendeckend zu sein. Das skizzierte Programm wur­
de den Normalkonsumenten und die Wirtsahaft jährliah - in Form ei­
ner Verteuerung der Normalbezagertarife - rund 400 Mio Franken 
kosten. 

Mit elektrizitätssparenden Teahnologien (Wärmepumpen) k~nnte gleiah 
viel Wärme mit einem Drittel an Elektrizität erzeugt werden. Auch 
dazu würde kein neues Gesetz notwendig. Die Elektrizitätswerke sind 
in der Lage und bereahtigt, nur noch Wärmepumpenheizungen und Wärme­
pumpenboiler anzusahliessen. Auf diese Weise reduziert siah der 
Strombedarf der ausbauwilligen Varianten noahmals um 2000 bis 2500 GWh. 

7.1 DER STANDPUNKT DER ELEKTRIZITAETSWIRTSCHAFT 

Die Elektrizitätswirtschaft will bis 1990 so­

viele Elektroheizungen und andere Wärmeanwen­

dungen ans Netz anschliessen, dass damit ein Win­

terverbrauch von 3'500 GWh entsteht. Die Zu­

sanunensetzung der Wärmeverbraucher wird wie 

folgt angegeben: 
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Tabelle 5: Erdölsubstitution durch Elektrizität im Wärmesektor 
Winter 1989/90, in GWh, qemäss 10-Werke-Bericht 

Verbrauch im 
Anwendung Winter 89/90 

in GWh 

- Elektroheizung 
(direkt und Speicher) 

2'790 

- Warmwasserbereitung 
(herkömmlicher Boiler) 

150 

- Wärmepumpen 285 

- Industrie 150 

Insgesamt Wärmeanwendungen 3'375 GWh 

- Verkehr 125 

Insgesamt Substitution 3'500 GWh 

Elektroheizungen: 
keine wirtschaftlichen 
Ueberlegungen 

Ueber die Kosten dieser Politik wird nichts aus­

gesagt. Der gewünschte Elektroanteil am Wärmemarkt 

wurde definiert, indem man Schätzungen über die 

vorhandene Verteilkapazität der Netze in den 

Schwachlastzeiten durchführte. Der so ermittelte 

Wert entspricht 1989/90 etwa dem Wärmebedarf von 

15 % der Bevölkerung oder rund 100'000 Heizanlagen. 

Bis 1990 will man dieses Potential zu rund 70 % 

ausschöpfen. 

7.2 DIE ANSICHTEN DER EIDGENOESSISCHEN ENERGIEKOMMISSION 

Die Ansichten über die Elektrowärme gehen bei den 

Mitgliedern der EEK weit auseinander. Die Vertreter 

der Energiewirtschaft befürworten die elektrische 

Widerstandsheizung rückhaltslos. Da das Prognose­

modell jedoch nicht soviel Elektrowärme bis 1990 
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Elektrizitätswirtschaft 
will dem Markt 
durch spezielle Förderung 
der Elektroheizung 
"nachhelfen" 

prognostizierte 
Elektrowärme 
übersteigt 
Netzkapazitäten 

Elektrizitätswerke 
haben 
Bewilligungspraxis 
für neue 
Elektroheizungen in 
der Hand 

voraussagt wie der 10-Werke-Bericht, haben sie 

unter dem Titel "zusätzliche Substitution" neu 

1'200 GWh in ihre Rechnung aufgenommen, so dass 

sie wieder auf die gewünschten 3'500 GWh für 

Erdölsubstitution kommen. Für das Jahr 2000 sehen 

sie eine elektrische Erdölsubstitution sogar im 

Umfang von 8'400 GWh vor. Diese Politik würde ei-

ne installierte Kapazität von rund 2'200 MWe be­

nötigen. Zusammen mit der nötigen Reservekapazität 

entspricht dies zweieinhalb grossen Atomkraft­

werken, respektive viermal dem Schweizer-Anteil an 

Kaiseraugst. Dabei haben diese Energiewirtschafts­

vertreter grosszügig übersehen, dass gemäss 10-Wer­

ke-Bericht die Verteilnetze diese zusätzliche Strom­

menge gar nicht bewältigen könnten. 

Fast die Hälfte der Kommission (9 Mitglieder) be­

fürwortet ein VPrbot der elektrischen Widerstands­

heizung. Einige Vertreter dieser Gruppe sind allen­

falls bereit, in beschränktem Umfang elektrische 

Wärmepumpen für die Raumwärmeversorgung zu fördern. 

Der andere Teil akzeptiert elektrische Wärmepumpen 

nur in jenem Umfang, wie Elektrizität aus oel-, 

gas- oder kohlebetriebenen Wärme-Kraft-Koppelungs­

anlagen zur Verfügung steht. 

Auch beim Verbot der elektrischen Direkt- und 

Speicherheizung wird immer wieder unterstellt, 

dass ein solcher Schritt erst nach der Einführung 

eines Stromspargesetzes möglich sei. Darum gehe 

mindestens bis 1985 der Elektroheizungsbo0m selbst 

bei einem beabsichtigten Verbot der Direkt- und 

Speicherheizung weiter. Auch diese Annahme ist 

nicht gerechtfertigt. Mehr noch als bei den oben 

erläuterten Sparmassnahmen haben es die Elektrizi­

tätswerke bei der Raumwärme in der Hand, Anschluss­

bewilligungen zu erteilen oder zu verweigern. Es 

besteht für keinen Konsumenten ein Anspruch, die 

Bewilligung für eine Elektroheizung zu erhalten. 
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Wärmepumpen brauchen 
3 mal weniger Strom 
als Elektroheizungen 

Wenn die Elektrizitätswerke dies wollten, so 

könnten sie praktisch von einem Tag auf den ande­

ren ihre Bewilligungspraxis ändern und zum Bei­

spiel nur noch Wärmepumpenheizungen zulassen. Be­

zogen auf die 3'500 GWh Elektrowärme im 10-Werke­

Bericht würde dies bedeuten: 

- Der Anteil für Industrie und Verkehr kann 
als energetisch sinnvoll beurteilt werden 
275 GWh im Winterhalbjahr 

- Warmwasserbereitung wird mit Wärmepumpen­
boilern und damit mit nur einem Drittel 
der budgetierten Elektrizitätsmenge vor­
gesehen. Entspricht 50 GWh, statt 150 GWh. 

- Direkt- und Speicherheizungen werden nicht 
mehr bewilligt. An ihre Stelle treten 
Wärmepumpen. Da diese aber eine andere 
Verbrauchscharakteristik besitzen (in der 
Regel kein Speicher, Tagesbetrieb), sind 
nicht alle Anlagen als Wärmepumpen ausführ­
bar. Annahme ca. 600 - 800 GWh. 

Somit verbleibt ein Stromanteil für den Ersatz 

von Erdöl im Umfang von rund 1'000 GWh. Auf diese 

Weise verringert sich der Strombedarf im Winter­

halbjahr 1989/90 nochmals um rund 2'500 GWh, und 

dies ohne neue rechtliche Massnahmen. 

7.3 KRITIK AN DER ELEKTRISCHEN RAUMWAERME 

unwirtschaftliche 
Erdölsubstitution 

Die Substitution von Erdöl durch Elektrowärme ist 

gesamtwirtschaftlich gesehen eine der unwirtschaft­

lichsten Substitutionsstrategien. Angaben über 

Kosten, die der schweizerischen Elektrizitätswirt­

schaft und damit dem durchschnittlichen Strom­

konsumenten aus dieser Wärmestrategie erwachsen, 

fehlen im 10-Werke-Bericht völlig. Auch die Autoren 

der EEK-Studie über die Kosten verschiedener Heiz­

systeme haben es sich diesbezüglich leicht gemacht. 

Bei der Ermittlung der Kosten der Elektroheizung 

haben sie einfach die heutigen Tarife eingesetzt, 

welche jedoch nicht einmal die zu erwartenden 



Erdölsubstitution durch 
Strom aus Kernkraft­
werken erst bei einem 
Oelpreis von 2.- bis 
2.50 I kg wirtschaftlich 

Schweiz exportiert 
Spitzenstrom und im· 
portiert 
Nachtstrom 

Durchschnittskosten für Strom aus dem KKW Leib­

stadt zu decken vermöchten. Unsere eigenen Berech­

nungen, in Tabelle 6 und 7 zeigen, dass eine Erd­

ölsubstitution im Raumwärmesektor erst wirtschaft­

lich wäre bei einem Oelpreis von Fr. 2.-- bis 

Fr. 2.50 per Kilo, also bei einem drei- bis viermal 

höheren Preis als heute. Dies hängt wesentlich damit 

zusammen, dass nukleare Kapazitäten, die unter ande­

rem für die Raumwärmeversorgung aufgebaut werden, 

im Sornmer im Inland keine Verwendung finden und 

ihre Produktion teilweise zu Schleuderpreisen auf 

dem internationalen Markt verkaufen müssen. Die 

Elektrowärmestrategie der Elektrizitätswirtschaft 

würde dazu führen, dass im Sommerhalbjahr wesent­

lich über 35 % der Stromproduktion exportiert 

werden muss (Im Sommer 1990, mit Kaiseraugst und 

Graben wären es sogar 42,8 %). 

Es ist keineswegs so, dass in der Schweiz nur 

überschüssiger Nachtstrom für Heizzwecke verbraucht 

wird. Es gibt keine überschüssige Nachtenergie 

im Winter. Dank dem nach wie vor grossen Anteil 

an Speicherwerken ist die schweizerische Elektri­

zitätswirtschaft in der Lage, die Produktion optimal 

dem Nachfrageverlauf anzupassen. Jede neue Elektro­

heizung schafft deshalb einen zusätzlichen Bedarf 

an neuen Produktionsanlagen. Der 10-Werke-Bericht 

ist genug Beweis dafür, wird doch dort unter anderem 

gerade mit der Elektroheizung zu zeigen versucht, 

dass Kaiseraugst notwendig sei. 

Wenn es der Elektrizitätswirtschaft tatsächlich da­

rum gehen würde, einen möglichst grossen Erdölanteil 

zu substituieren, so dürfte sie nur noch Elektro­

wärmepumpen zulassen. Mit der Wärmepumpe könnte 

theoretisch mit der gleichen Strommenge ein drei­

mal so hoher Erdölanteil ersetzt werden, oder mit 

einem Drittel der Elektrizität das dargelegte Sub­

stitutionsziel erreicht werden. 
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Tabelle 6: Kosten der Elektrowärme (Produktion) aus einem 
KKW mit 1'000 MWe Leistung 

Betriebsstundendauer 

Maximale Betriebsstundendauer 
für Wärmeversorgung im Inland 

Betriebsstunden für Export 

Durchschnittskosten pro kWh 

Gesamtjahreskosten: 

6600 x 1 GW X 70 1 000 Fr./GWh 

90'000 Fr./GWh 

Exporterlöse: 

3600 h x 1 GW X 30'000 Fr./GWh 

Durch Inlandkonsum ZU 

deckender Betrag 

Entspricht für 3000 h Wärme 

6'600 h 

3'000 h 

3'600 h a 3 Rp./kWh 

7 Rp./kWh 9 Rp./kWh 

462 Mio Fr. 

594 Mio Fr. 

108 Mio Fr. 108 Mio Fr. 

354 Mio Fr. 486 Mio Fr. 

11,5 Rp/kWh 16,2 Rp/kWh 

Diese Kosten verstehen sich ab Kraftwerksklemme, also ohne 

Transport, Verteilung, Reservehaltung und Entsorgung. 
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Tabelle 7: Kosten der Elektrowärme gemäss den Ausbauplänen 
der Elektrizitätswirtschaft für die Schweiz 

Anvisiertes Ziel bis 1989/90: 3'500 GWh 

Von dieser Strommenge wird rund ein Drittel zur Hochtarifzeit für 
rund 14 Rp./kWh und zwei Drittel zum Niedertarif von durchschnitt­
lich 6 Rp./kWh verkauft. 

Erlöse aus dem Stromverkauf für Elektrowärme: 

2'400 GWh a 6 Rp./kWh 
1'100 GWh a 14 Rp./kWh 

Total Erlöse der EW's 

144 Mio Fr. 
· 154 Mio Fr. 

300 Mio Fr. 
=========== 

Diesen Erlösen stehen die Kosten für die Produktion in Atomkraft­
werken und die Verteilungs- und Transportkosten gegenüber. Die 
Kosten pro kWh Elektrowärme ab Kraftwerk belaufen sich bei Leib­
stadt (vergleiche Tabelle 6) auf 16 Rp./kWh. 

Die durchschnittlichen Transport- und Verteilkosten für Elektri­
zität in der Schweiz belaufen sich heute auf rund 8 Rp./kWh. 
Wir gehen davon aus, dass bei der Raumwärme diese Kosten nur halb 
so hoch sind im Durchschnitt, weil ein wesentlicher Teil des Stroms 
in die Nachtlasttäler fällt, in denen das Verteilnetz ohnehin 
nicht voll ausgelastet ist: 4 Rp./kWh. 

Kosten für Strombeschaffung: 

3'500 GWh a 16 Rp./kWh 

Kosten für Transport und Verteilung 

3'500 GWh a 4 Rp./kWh 

Total der Kosten pro Jahr 

Durch Erlöse nicht abgedeckte Kosten 

560 Mio Fr. 

150 Mio Fr. 

700 Mio Fr. 

400 Mio Fr. 

Jährlich müssen somit 400 Mio Franken an die Wärmekosten beige­
steuert werden und zwar von den Strombezügern im Normalverbrauch. 
Wir können davon ausgehen, dass die Haushalte eher unterpropor­
tional zu diesem Defizit beisteuern, da vielerorts die Haushalt­
tarife aus sozialen Ueberlegungen heraus besonders günstig sind. 
Das Defizit wird von den einzelnen Verbrauchssektoren wie folgt 
getragen: 

Haushalte 100 Mio Fr. 

Gewerbe/Industrie 150 Mio Fr. 

Industrie 150 Mio Fr. 
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Engpässe im 
Verteilnetz 

Ausbau neuer 
Verteilkapazitäten: 
sehr kostspielig 

Elektroheizungen: 
energetisch unsinnig , 
energiepolitisch 
falsch, 
ökonomisch nicht 
vertretbar 

Zu den Produktionsproblemen kommen die Engpässe 

im Verteilnetz. Im 10-Werke-Bericht wird davon aus­

gegangen, dass ohne wesentliche Zusatzinvestitio­

nen ins Verteilnetz rund 15 % des Raumwärmebedarfes 

durch Elektrizität befriedigt werden könnte. Bis 

1990 könnten gesamthaft etwa 70 % dieses Wertes 

erreicht werden (entspricht 3'000 GWh). Das be­

deutet, dass bis zur Ausschöpfung der im Netz als 

vorhanden angenommenen Verteilkapazitäten nochmals 

rund 900 GWh in der Raumheizung eingesetzt werden 

könnten. Trotzdem werden in der Variante 0, l, 2 

und 3 der EEK Erdölmengen substituiert, die wesent­

lich höher liegen (Variante 1 und 2 im Jahr 2000 

bis zu 8'400 GWh!). In welcher Grössenordnung die 

dadurch bedingten zusätzlichen Verteilkosten liegen 

werden, schweigen sich die Vertreter dieser Variante 

aus. Man kann davon ausgehen, dass auch die Elektri­

zitätswirtschaft selbst diesen äusserst kostspieli­

gen Netzausbau selber nicht will. Es handelt sich 

hier vielmehr um ein taktisches Manöver, das nur 

einen Sinn erhält, wenn man sieht, dass ohne diese 

über den 10-~erke-Bericht hinausgehende Substi­

tutionselektrizität der Bedarfsnachweis nicht zu 

erbringen ist. 

Nicht nur die Umweltorganisationen sind fest davon 

überzeugt, dass es ökonomisch nicht vertretbar und 

energiepolitsch falsch ist, für die Raumwärmeversor­

gung Atomkraftwerke zu bauen. Auf jeden Fall sollte 

auf die energetisch unsinnige und verschwenderische 

Widerstandsheizung verzichtet werden. Wenn die Elek­

trizitätswirtschaft im Rahmen der vorhandenen Netz­

kapazitäten Wärmepumpenheizungen zulässt und/oder 

fördert, so wäre dies noch einigermassen vertretbar 

und akzeptabel. Das dafür vorhandene Netzpotential 

liegt aber wesentlich tiefer, da in der Regel Wärme­

pumpenheizungen nicht mit Speicher ausgerüstet sind 

und somit Strom sogar noch während der Tageszeit be­

ziehen. Die heutige Elektrowärmestrategie ist je-
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doch ein Irrweg. Er verschleudert hochwertige 

Energie weit unter den Selbstkostenpreisen der 

Elektrizitätswerke. Die Kosten tragen die Kon­

sumenten im Haushalt und in der Wirtschaft. Sollte 

bis 1990 tatsächlich soviel Elektrizität ver­

heizt werden, wie im 10-Werke-Bericht vorgesehen 

und zu heutigen Tarifkonditionen, so entstehen 

dannzumal der schweizerischen Wirtschaft jähr­

liche Mehrkosten im Umfang von rund 300 Mio 

Franken und den Haushaltkonsumenten von jähr-

lich 100 Mio Franken (vergleiche Tabelle 7) . 
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8. Altemativen nicht berücksichtigt 

Die Mögtichkeiten der fläi>me-Kraft-Koppelung (WKK) in der .i?aumheizung 
und bei der Prozesswärme werden systematisch unterschätzt. Zwar 
weist ein Bericht der EEK nach, dass das technische Potential riesig 
ist und dass bei einer VergUtung des Stromes aus WKK-Anlagen mit 
70 Rp./kWh rund 1 9'400 GWh wirtschaftlich produziert werden könnten. 
Zum Vergleich: Winterverbracuh 7979/30: 20'072 GWh. Heute vergüten 
die Elektrizitätswerke den Strom aus WKK nur mit rund 2,9 Rp./kWh, 
obschon sie fllr Winterelektrizität aus Leibstadt 75 und mehr Rp./kWh 
werden bezahlen müssen. 

WKK-Anlagen, ve-rbunden mit Wäf'mepumpen, können jedoch, selbst wenn 
sie weiterhin mit Oel betrieben würden, den Oelbedarf für die Raum­
wärmeversorgung in entsprechenden Gebieten um 50 % und mehr reduzie­
ren. Ein Teil dieser Anlagen wird jedoch mit Gas oder Kohle befeuert 
werden. Anstatt der 375 GWh im 70-Werke-Bericht wäre es demnach 
möglich, in WKK-Anlagen bis 7990 bis zu 2'000 GWh zu erzeugen, sofern 
die Elektrizitätswerke einen vernünftigen Preis zu zahlen gewillt sind. 

8.1 ALTERNATIVEN AUS DER SICHT DER ELEKTRIZITAETSWIRTSCHAFT 

echte Alternativen 
zur Kernenergie 
werden im 
1 O·Werke-Bericht 
nicht berücksichtigt 

Aus der Optik der Elektrizitätswerke gibt es 

praktisch gar keine Alternativen zur Kernener­

gie. Im 10-Werke-Bericht werden sie mit keinem 

Wort erwähnt. Im Bedarfsnachweis der Kaiser­

augst AG finden sich diesbezüglich zwar einige 

Hinweise. Es wird jedoch nur untersucht, in 

welchem Ausmass Sonne, Wind, Biomasse etc. 

zur Elektrizitätsproduktion beitragen könnten. 

Ob sie allenfalls anstatt der Elektrizität für die 

die Raumwärmeversorgung herbeigezogen werden 

könnten, danach wird nicht gefragt. Praktisch 

vergessen wurde die dezentrale Wärme-Kraft­

Koppelung. 
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WAS IST WAERME-KRAFT-KOPPELUNG? 

Fossile aber auch nukleare Energieträger setzen bei der Ver­
brennung (respektive Kernspaltung) die in ihnen gespeicherte 
Energie in Form von wärme frei. Diese Wärme weist ein hohes 
Temperaturniveau auf und liegt bei über 1'000 C. Die Wärme 
lässt sich mit verschiedenen Technologien in Kraft (Elektrizi­
tät oder mechanische Antriebe, zum Beispiel Auto) umwandeln. 
Am bekanntesten sind dabei die Automotoren und die thermischen 
Kraftwerke mit Dampfturbinen. Allerdings lässt sich nur ein 
Teil der Wärme in Kraft umwandeln. Die Wirkungsgrade schwanken 
zwischen etwa 20 % (Benzinmotor) bis 45 % (grosse stationäre 
Dieselmotoren). Der Wirkungsgrad eines heutigen Atomkraftwerks 
liegt bei rund 30 ~- Der nicht umgewandelte Wärmeanteil kann 
nach der Kraftproduktion nach wie vor genutzt werden, aller­
dings auf einem sehr tiefen Temperaturniveau. Werden beide 
Koppelprodukte, Wärme und Kraft, dem Verbrauch zugeführt, so 
kann der eingesetzte Energieträger mit einem wesentlich bes­
seren Wirkungsgrad genutzt werden, als wenn nur Kraft herge­
stellt wird oder nur Wärme (bis 90 %) . 

Heute ist die gekoppelte Produktion, oder man müsste besser 
sagen die gekoppelte Nutzung, die Ausnahme. In der Raumwärme­
versorgung wird nur Wärme genutzt, während bei der thermischen 
Elektrizitätsproduktion nur Kraft weiterverwendet wird. Die 
ganze anfallende Wärme (60 - 70 %) wird als Abwärme an die 
Umwelt abgegeben-

Wenn wir im Folgenden von Wärme-Kraft-Koppelung reden, so 
geschieht dies meistens im Zusammenhang mit der Raumwärme und 
zum Teil mit der Prozesswärmeversorgung. 

Wärme-Kraft-Koppelungsanlagen, zum Beispiel in Form von Diesel­
ader Gasmotoren können durch eine Wärmepumpe ergänzt werden. 
Die im Motor erzeugte Kraft dient als Antrieb für die Wärme­
pumpe, welche Wärme aus irgendeiner Abwärmequelle, aus der 
Luft oder aus dem Wasser bezieht. Auf diese Weise lässt sich 
der Wärmeertrag aus einer vorgegebenen Menge Brennstoff im 
Vergleich zu einer gewöhnlichen Oelheizung verdoppeln. 

8.2 DIE ARBEITEN DER EEK 

Die EEK hat auch über den möglichen Einsatz 

von Wärme-Kraft-Koppelungsanlagen {WKK) eine 

Studie ausführen lassen. In einem ersten Schritt 

wurde darin das technische (theoretische) Potential 
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Wärme-Kraft-Koppelung: 
sehr grosses Potential 

realisierbares Potential 
hängt vom Strom­
abnahmepreis der 
Elektrizitätswerke ab 

Elektrizitätswirtschaft 
will nur minimalen 
Preis bezahlen 

der Stromerzeugung aus WKK ermittelt. Es beträgt 

25'600 GWh im Winterhalbjahr und ist damit etwa 

gleich gross, wie der gesamte fürs Winterhalbjahr 

1989/90 prognostizierte Elektrizitätsverbrauch. 

Er verteilt sich auf die Bereiche Haushalte/ 

Gewerbe/Dienstleistungen, Industrie, Abwasser­

reinigung, Kehrichtverbrennung und Landwirt­

schaft. Den grössten Anteil liefert mit rund 80 % 

der Sektor Haushalte/Gewerbe/Dienstleistungen. 

Das wirtschaftliche realisierbare Potential hängt 

einerseits von den Kosten der Stromproduktion in 

WKK ab (nach Abzug des Wärmeverkaufs) und anderer­

seits von den Preisen, welche die Elektrizitäts­

wirtschaft für Strom aus WKK zu zahlen bereit ist. 

Es wurden dabei zwei Varianten durchgerechnet. Die 

erste geht von den heutigen Empfehlungen des VSE 

über die Vergütung von Rücklieferungen ans öffent­

liche Netz aus. Diese Vergütungspraxis ergibt Durch­

schnittserlöse von 2,9 Rp./kWh im Sektor Haushalte 

und von 7,7 Rp./kWh in der Industrie (grössere 

Leistun;rseinheiten) .Das wirtschaftlich realisier­

bare Potential ist bei dieser Variante relativ klein 

und beträgt 1'200 GWh im Winterhalbjahr. Der Sektor 

Haushalte/Gewerbe/Dienstleistungen, mit dem grössten 

technischen Potential, kann zu diesen Bedingungen 

wirtschaftlich keine WKK betreiben. 

Bei Variante 2 wurde unterstellt, dass Elektrizitäts­

werke einen Preis für den Strom aus WKK-Anlagen be­

zahlen, der etwa den Kosten des Stroms aus neuen 

Preis für Strom aus Kernkraftwerken entspricht (ohne Berücksichtigung 

WKK-Anlagen sollte der Sommer/Winterproblematik). Dies würde einer 
sich nach den Strom-
kosten aus Kernkraft· Vergütung von durchschnittlich etwa 10 Rp./kWh ent-

werken richten sprechen. Auf diese Weise erhöht sich das wirt­

schafltiche Potential auf gesamthaft 19'400 GWh 

im Winterhalbjahr, was der Produktion von fast 

fünf grossen Kernkraftwerken entspricht (vergleiche 

Tabelle 8). 
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Tabelle R: ~irtschaftliches Potential der Stromerzeugung aus WKK fiir das 3~hr 19°0 

Produkt tonserl ös 
Gilns t t gs te 

Mlrtsthaftl lches Potenthl (In Gllheil 

Verbr1uchcr· resp, Elektrischer S ~ romge s te- Anteil EI genverbrauch Erlös (in R!VkYl) 
l'roduzen ten-Dere 1 ehe Leis tungsberetch nungskosten Variante 1 Variante 2 

Sorrmer lllnter Ver. Var, 

( t n Rp./kllh) HT lfT IH lfT 1 2 So III 1990 So "' 
ll&usha 1 te/Gewerbe/ 15 • 100 kW 12.0 15 s 10 1 2 .9 10.0 - - - - -Di enH 1e1 Hungen 

100 - 500 k\I 9.8 15 1 10 1 2 .9 10.0 - - - - 10200 
0.5 - 1. 2 t-fH 9.4 15 1 10 1 2 .9 10.0 - - - - 3700 
1.2 - s M\./ 9. 4 15 1 10 1 2.8 9,9 - - - - IOOC. 

>S Hll 9.4 15 1 10 1 2. 7 9.1 - - - - -
abz. FU mit llKK 1979 - 100 

Cesamter Bereich - - - - 14800 
-

Indus trle 0. s - 1. 2 tr.J 8.6 90 s 10 s 70 s so 1 7' 7 10.4 - - - 500 700 
1.2 - 5 tnl 8.6 90 s 70 s 70 s so 1 7. 7 9.9 - - - 700 800 
5 -15 t-fH 7.4 90 1 10 1 10 s 50 1 7 .6 9.7 600 700 1300 900 1100 

> IS "'' 6.0 90 s 70 1 70 1 so l 6.5 S.4 - - - - -
abz.- WKK 1979 

- 200 - JOO - 500 - 200 - 300 ,._. 
Cesamter Bereich 400 400 800 1900 2300 .. 
landwl rtscha ft 

15 - 100 kW 12 - 19 JO S 20 s 20 s 10 1 2-J 9·10 - - - - -(Biogas) 

Abwa sserre 1 nt gung 
15 kU • 1 IU 8 - 12 100 1 100 1 100 s (Klargas) 100 1 10-12 11-lJ 10 10 20 10 10 

Kehr Ich tvertrennung o. 5 - 10 1-11 4 - 6 35 1 35 s JS 1 35 s 5-6 9-10 190 190 380 190 190 

lle tlopotent h 1 für 
2vdchs ab 1980 600 600 1200 2100 17300 

nuelle: Basler & Hofmann/Sulzer Consulting: ''Der Beitrag neuer Wärme-Kraft-Koppelungs­
anlagen zur Elektrizitätserzeugung'', Schriftreihe BEW Nr. 11 

1990 

-
10200 

3700 

100( 

-
- 100 

14800 

1200 

1500 

2000 

-
- 500 

4200 

-
20 

380 

19400 



Elektrizitätswirtschaft 
hat kein 1 nteresse an 
Wärme-Kraft-Koppelung 

8.3 KRITIK 

An der Frage, wieviel von diesem grossen wirt­

schaftlichen Potential bis 1990 verwirklicht wer­

den könnte, scheiden sich die Geister. Die Elek­

trizitätswirtschaft und ein Teil der EEK wollen 

die Vergütungspraxis der EW's in den nächsten 

Jahren nicht ändern. Sie rechnen lediglich mit 

einem Strombeitrag aus WKK im Winterhalbjahr 

1989/90 von 375 GWh. 

In einer weiteren Variante rechnet die EEK damit, 

dass unterstützt durch eine entsprechende Tari­

fierung für Rücklieferungen und durch weitere 

Förderungsmassnahmen immerhin bis zum Winter 

1989/90 ein Strombeitrag von 1'875 GWh realisiert 

werden könnte. Bei den Schlussberechnungen zum 

B€darfsnachweis wurde auch noch eine dritte, 

mittlere Variante gebildet, der ebenfalls einige 

Kommissionsmitglieder ihre Zustimmung gaben. 

Im übrigen wird im Bericht der EEK auch darauf 

hingewiesen, dass die WKK-Strategie zu einem 

Mehrverbrauch an fossilen Brennstoffen führe, 

auch an Oel, was doch das Substitutionsziel in 

Frage stelle. 

zu drei Punkten ist aus unserer Sicht Kritik ange­

bracht: 

- zur Vergütungspraxis der Elektrizitätswerke 

- zu den Ueberlegungen bezüglich Einführungsge-
schwindigkeit 

- zum Thema Erdölsubstitution 

1. Vergütungspraxis der Elektrizitätswerke: 

Es ist unverständlich, dass die EW's im Haushalt­

sektor, dP.r das grösste Potential aufweist, ledig­

lich bereit sind, den Strom mit durchschnittlich 



Wärme-Kraft-Koppelung: 
Boykottpolitik der 
Elektrowirtschaft 

Ausnutzung der 
Monopolstellung wird 
die Stromkonsumenten 
hunderte von 
Millionen Franken 
kosten 

2,9 Rp./kWh zu vergüten. Wenn man den Vergleich 

zieht mit den Kosten, die bei der Produktion von 

Strom in Kernkraftwerken bezahlt wird (Durchschnitts­

kosten Leibstadt 9 Rp./kWh: unter Berücksichti-

gung der Verwendungsmöglichkeit im Winter und 

der Exporterlöse sogar mehr als 16 Rp./kWh), so 

muss man hier von einer eigentlichen Boykottpoli-

tik der Elektrizitätswerke sprechen. Es geht hier 

nicht um Idealismus gegen Realismus, wie dies so 

gern behauptet wird. Die Elektrizitätswerke ver­

folgen hier im Gegenteil eine betriebswirtschaft­

lich und volkswirtschaftlich unsinnige Politik, 

welche den normalen Stromkonsumenten jährlich 

hunderte von Millionen Franken kosten wird. Unter 

dem Schutz ihres Monopols und mit der Möglichkeit, 

Kostensteigerungen in jedem Fall auf Konsumenten 

oder Steuerzahler abwälzen zu können, verfolgen 

sie nach wie vor ~ine Politik, die hauptsächlich 

den Interessen der Atomwirtschaft dient. Eine Ver­

gütung von 10 Rp./kWh für Stromlieferungen aus 

WKK-Anlagen, sofern diese den technischen Anfor­

derungen genügen und das geforderte Minimum an 

Leistungskonstanz aufweisen, ist das absolute 

Minimum, das gefordert werden kann. 

2. Einführungsgeschwindigkeit: 

Es wird inuner wieder darauf hingewiesen, dass 

3'000 Anlagen in zehn Jahren, die notwendig wären, 

um die in Variante 2 berechneten 1'800 GWh im 

Winter zu liefern. nicht realisierbar seien. Diese 

voreilige Schlussfolgerung, die übrigens nirgends 

quantitativ erhärtet wurde, ist zu bestreiten. 

Wir gehen von folgenden Ueberlegungen aus: 

1989/90 müssten etwa 900 MW in Form von WKK-Anlagen 

installiert sein. Diese Kapazität könnte sich 

folgendermassen zusammensetzen: 
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1'000 Anlagen a 200 kW 
in Haushalt, Gewerbe, Dienstleistungen 200 MW 

800 Anlagen a 500 kW 
in Haushalt, Gewerbe, Dienstleistungen 500 MW 

300 Anlagen a 1'000 kW 
davon 200 in der Industrie 300 MW 

Total 2'100 Anlagen mit 900 MW Leistung 

jährlich werden 
400'000 bis 500'000 
Heizanlagen ersetzt. 
Warum nicht durch 
WKK ersetzen? 

Diese Zahl ist gar nicht so überwältigend gross. 

Wenn man sich vorstellt, dass in der Schweiz 

jährlich 400'000 bis 500'000 Heizanlagen ersetzt 

werden. Mit dem erwähnten Wärmeangebot von 

700 MW (ohne Industrie) , könnte die Raumwärmever­

sorgung von rund 200'000 gut isolierten Wohnungen 

bestritten werden. Ein beträchtlicher Anteil 

dieser Anlagen wird aber für die Heizung von 

Dienstleistungsgebäuden eingesetzt werden, so 

dass sich der damit beheizte Wohnungsanteil noch­

mals wesentlich reduziert. Wenn man weiter be­

denkt, dass in den nächsten zehn Jahren in der 

Schweiz rund 300'000 neue Wohnungen gebaut werden, 

so zeigt sich noch deutlicher, dass ein solcher 

Zubau von WKK-Anlagen durchaus im Bereich des 

Möglichen liegt und mit einigen Anstrengungen 

sogar überschritten werden könnte. 

Dazu kommt, dass praktisch in allen grösseren 

Städten der Schweiz in den letzten Jahren Wärme­

versorgungskonzepte erarbeitet wurden. Diese 

legen generell grosses Gewicht auf leistungsge­

bundene Wärmeversorgung. In sehr vielen Städten 

werden zur Zeit Projekte entwickelt, die den Auf­

bau neuer gemeinschaftlicher Wärmeversorgungen 

Fö~eru~ der mit öffentlichen Mitteln anstreben. Hier sind gar 
Wärme-Kraft-Koppelung: 
keine neuen staatlichen keine neuen staatlichen Förderungsmassnahmen not-

Massnahmen nötig wendig. Eine vernünftige Tarifpolitik der Elek­

trizitätswerke reicht zur Unterstützung dieser Ent­

wicklung aus. 
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Förderung der 
WKK-Anlagen statt 
Bau neuer Atomkraft· 
werke: 
Gebot der politischen 
Vernunft 

falsche Argumente 
der Elektrowirtschaft 

Unä ein letzter Punkt: Die Elektrizitätswirtschaft 

möchte in den nächsten zehn Jahren allein in den 

Bau von Kaiseraugst und Graben rund 8 Milliarden 

Franken investieren. Wenn sie bereit wäre, auch 

nur einen Bruchteil dieser Riesensumme in WKK-An­

lagen zu stecken, wüsste sie bald nicht mehr, wo­

hin mit all dem Strom. Die Produktion von 1'800 GWh 

in dezentralen WKK-Anlagen ist bis 1990 nicht nur 

möglich, wirtschaftlich, sondern ein Gebot der 

energiepolitischen Vernunft. 

3. Erdölsubstitution: 

Im Bericht der EEK wird ausgeführt, dass mit 

ihrer kleinen Variante (Beitrag aus WKK bis 1990 

375 GWh im Winterhalbjahr) ein Mehrverbrauch an 

fossilen Energieträgern entsprechend rund 43'000 

Tonnen Erdöl, und bei der grösseren Variante sogar 

im Umfang von 224'000 Tonnen Erdölaequivalenten 

verbunden sei. Die Energiewirtschaft nimmt diese 

Aussage gerne auf und führt dann in ihrer Stellung­

nahme aus, dass somit die WKK im Konflikt mit 

dem Postulat der Erdölsubstitution stehe und 

dass so schlussendlich "in dem für unsere Wirt­

schaft besonders wichtigen Bereich der Stromerzeu­

gung unsere Erdölabhängigkeit erhöht wird". Oder 

man hört dann das Argument, die Schweiz habe bis 

jetzt ihre Stromproduktion ohne Kraftwerke auf 

fossiler Basis sicherstellen können und damit viel 

Energieverschwendung vermieden und jetzt wollten 

ausgerechnet die Umweltschutzorganisationen und 

die Vertreter einer alternativen Energiepolitik 

diese umweltbelastende Stromproduktion einführen. 

Diese Ausführungen gehen am Problem völlig vorbei 

und sind nicht haltbar. Wir wollen dies an den 

folgenden Beispielen zeigen: 

WKK-Anlagen nutzen den eingesetzten Brennstoff 

besser aus als die gewöhnlichen Heizanlagen- und 

kesse!. Im Vergleich mit alten Heizanlagen können 
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sie zusätzlich Strom produzieren, ohne dass damit 

eine nennenswerte Vergrösserung des Brennstoffbe­

darfs verbunden wäre. Führt man den Vergleich mit 

modernsten Brennern und Kesseln für reine Heiz­

zwecke, so ist allerdings der Wirkungsgrad nur 

wenig besser. Die Stromproduktion führt dann zu 

einem erhöhten Brennstoffbedarf in der einzelnen An­

lage, etwa im Umfang wie Elektrizität anfällt. Das 

heisst aber auch, dass hier Elektrizität mit einem 

Wirkungsgrad von fast 100 % aus fossilen Energie­

trägern hergestellt werden kann. Es geht aber hier 

nicht um eine einzelne Anlage, sondern es geht 

darum, wieviel Erdöl kann im Bereich der Raumwärme­

versorgung und bei der Prozesswärme mit dieser Tech­

nologie ersetzt werden. Bei dieser Betrachtung 

lässt sich zeigen, wie mit Hilfe der WKK grosse 

Erdölmengen ersetzt werden können: 

Beispiel: WKK 

Eine WKK-Anlage produziert aus 100 Einheiten Brenn­
stoff rund 60 Einheiten nutzbare Wärme und 30 Ein­
heiten Kraft (z.B. in Form von Elektrizität). 

Im Vergleich dazu liegt die Ausbeute einer ganz 
modernen Heizanlage bei 70 bis höchstens 80 Ein­
heiten Wärme. 

Wenn nun der so produzierte Strom zum Antrieb einer 
Wärmepumpe eingesetzt wird -und dies ist ein wichtiges 
Anliegen der WKK-Strategie - so lassen sich damit 
nochmals rund 90 Einheiten Raumwärme produzieren. 
Die Wärmepumpe entzieht die Wärme entweder dem 
Boden, der Luft, dem Grundwasser oder einem Ober­
flächengewässer. Steht im Winterhalbjahr eine nutz­
bare Abwärmequelle mit einem Temperaturniveau von 10 
bis 300 c zur Verfügung, so steigt die Wärmepro­
duktion aus der Wärmepumpe auf 120 bis 150 GWh an(l). 

1) Die Leistungsziffer einer Wärmepumpe hängt wesentlich davon ab, wie 
warm das nutzbare Wärmemedium ist. Steht nur Luft zur Verfügung, die 
gerade dann am kältesten ist, wenn am meisten Wärme benötigt wird, 
so kann mit einer Einheit mechanischer Energie im Jahresmittel 
nur 2 bis 2,5 mal soviel Wärme gewonnen werden. Steht aber eine 
nutzbare Abwärmequelle auf einem Temperaturniveau von ca. 30 C 
zur Verfügung, so kann die Wärmepumpe viermal und mehr nutzbare 
Wärmeenergie gewinnen, wie sie selber Betriebsenergie benötigt. Dies 
bedeutet, dass der energiewirtschaftlich sinnvollste Einsatz der 
Wärmepumpe in der Abwärmenutzung liegt. Das Konzept der sogenannten 
kalten Fernwärme beruht auf dieser Erkenntnis. Dieses sieht vor, 
dass in Rohrleitungssystemen Abwärme in Form von 20 - 30 grädigem 
Wasser den Wärmeverbrauchern zugeführt wird. Am Ort des Verbrauchers 
wird mit Hilfe der Wärmepumpe Nutzwärme auf dem gewünschten 
Temperaturniveau hergestellt. 



WKK nutzt die Energie 
fast doppelt so gut wie 
konventionelle 
Heizanlagen 

WKK: Einsatz 100 GWh Oe!, Gas oder Kohle 

Ergibt: nutzbare Wärme 
von rund 60 GWh 

Elektrizität 30 GWh 
Nicht nutzbare 10 GWh Abwärme 

30 GWh Strom für Wärme-
pumpen ergibt nutzbare 90 GWh 
Wärme 

Total Raumwärme aus 100 GWh 150 GWh eingesetzter Energie ======= 

Bei dieser Kombination von WKK und Wärmepumpen 
ist die Wärmeausbeute des eingesetzten Energieträ­
gers Oe!, Gas oder Kohle doppelt so hoch als bei 
der reinen Heizanlage. Steht eine gute Abwärmequelle 
zur Verfügung (Produktion der Wärmepumpe bis 150 GWh), 
so kann die Wärmeausbeute fast dreimal so gross 
werden wie bei einer Heizanlage. Selbst wenn die 
WKK-Anlage mit Heizöl betrieben würde, lässt sich 
somit der für die Versorgung bestimmter Gebiete not­
wendige Heizölbedarf durch diese Strategie auf die 
Hälfte und darunter senken. Auf dieser Basis muss die 
Erdölsubstitution betrachtet werden und der Vergleich 
z.B. mit der Elektrowärme durchgeführt werden. 

Beispiel 2: Vergleich der Erdölsubstitution 
WKK und mit Elektrowärme 

WKK: Wir gehen von der höheren Variante im EEK-Be­
richt aus. Beitrag aus WKK-Anlagen im Winter von 
1'875 GWh bis 1'990. Davon werden zwei Drittel 
(1'200 GWh) in oelgefeuerten Anlagen produziert. 
Der Rest stanunt aus Anlagen auf der Basis von Gas, 
Kohle, Klärgas, Müll und Biogas. Der Strom wird 
für den Betrieb von Wärmepumpen verwendet. Bei einem 
Drittel der Wärmepumpen steht eine gute Abwärme­
quelle zur Verfügung, z.B. kalte Fernwärme. 

Produzierter Strom 1875 GWh 

Dabei anfallende nutzbare 
Raumwärme (Koppelprodukt) 3750 GWh 

1260 GWh in WP ohne besondere 
Wärmequelle 3750 GWh 

625 GWh in WP mit Abwärme-
quelle 2500 GWh 

Total Raumwärmeangebot 10'000 GWh 



WKK-Strategie ersetzt 
800'000 Tonm..11 
Heizöl jährlich 

Elektrowärme-Strategie 
ersetzt nur 
400'000 Tonnen 
Heizöl jährlich 

Für die Produktion von 1'200 GWh Strom auf Erdöl­
basis werden rund 4'000 GWh Heizöl benötigt, ent­
sprechend 345'000 Tonnen. 

Um 10'000 GWh Raumwärme zu erzeugen, mit einem 
durchschnittlichen Wirkungsgrad der Heizanlagen 
von 75 %, wären jedoch rund 1'150'000 Tonnen Heiz­
öl notwendig. Mit anderen Worten, die Strategie 
der WKK verbunden mit Wärmepumpen kann in rund 
zehn Jahren 800'000 Tonnen Heizöl ersetzen, selbst 
wenn zwei Drittel der WKK-Anlagen weiterhin mit Erd­
öl betrieben werden. 

Erdölbedarf für 10'000 GWh 
Raumwärme 

Erdölbedarf zur Erzeugung 
von 1'200 GWh in WKK-Anlagen 

Durch WKK/WP Strategie substi­
tuierter Heizölbedarf bis 1990 

1'150'000 Tonnen 

300'000 Tonnen 

800'000 Tonnen 

Elektrowärme: Wir gehen vom Substitutionsziel der 
Elektrizitätswirtschaft aus, wie es im 10-Werke­
Bericht dargelegt wurde: 

Elektroheizung 

Warmwasserbereitung 

Wärmepumpenheizungen 

Total Substitution ohne 
Industrie und Verkehr 

Winter 89/90 

2'790 GWh 

150 GWh 

285 GWh 

3'225 GWh 

Erdölsubstitution durch die Elektrowärmestrategie: 

Elektroheizung (l) 
2'790 GWh entsprechend 283'000 Tonnen Oel 

Warmwasserbereitung 
150 GWh entsprechend 

Wärmepumpen 
285 GWh entsprechend 

Total Oelsubstitution durch 
Elektrowärme 

15'000 Tonnen Oel 

92'000 Tonnen Oel 

390'000 Tonnen Oel 

zusammenfassend kann man somit sagen, dass die 
WKK/WP Strategie gut doppelt so viel Erdöl zu er­
setzen vermag, wie die von der Elektrizitätswirt­
schaft geförderte Elektrowärme. 

1) Wir unterstellen, dass der Wirkungsgrad der ölgefeuerten Heizanlagen 
um 15 % tiefer liege, als bei der Elektroheizung. 
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WKK in Kombination 
mit Wärmepumpen: 
optimale Strategie 

WKK-Strategie : 
realisierbar und 
energiepolitisch 
wünschbar 

Es könnte hier der Einwand kommen, es bestünde ja 

auch die Möglichkeit, dass anstatt der Direkt- und 

Speicherheizungen die Elektrizitätswerke diese rund 

3'000 GWh auch nur für Wärmepumpen einsezten würden. 

Damit würde auch der Vergleich der Substitutions­

effekte anders aussehen. Dazu ist zu bemerken, dass 

von der Netzkapazität die Elektrizitätswerke nicht 

in der Lage sind, soviel Strom aus zentral produ­

zierenden Anlagen zu verteilen, da der grösste Teil 

davon während des Tages benötigt wird. Das Netz weist 

hingegen am Tag ohnehin schon seine grösste Be­

lastung auf. Bei den dezentralen Anlagen liegt die 

Situation diesbezüglich günstiger. Einerseits dürfte 

ein Teil des in WKK-Anlagen produzierten Stromes 

gleich an Ort und Stelle wieder für Wärmepumpen ver­

wendet werden. Dazu kommt, dass die Verteilung des 

Stromes aus vielen dezentralen Quellen das Netz be­

deutend weniger belastet, als die Verteilung einer 

gleichen Strommenge, die aus einer oder zwei grossen 

Nuklearanlagen stammt. 

Schlussfolgerung: Die WKK-Strategie vermag in weni­

gen Jahren einen grossen Anteil des heute noch be­

nötigten Heizöls zu ersetzen. Sie ist inbezug auf 

die Erdölsubstituion wesentlich wirksamer als die 

zur Disskussion stehende Elektrowärme. Die Reali­

sierung einer grösseren Zahl von WKK-Anlagen in den 

nächsten Jahren stösst nicht auf unüberwindbare 

Hindernisse. Am wichtigsten ist eine wirtschaftlich 

angemessene Vergütung des gelieferten Stromes durch 

die Elektrizitätswerke. Diese Vergütung soll dem 

Preis vergleichbar sein, den die EW's für Strom 

aus neuen thermischen Grossanlagen zu zahlen haben. 

Für die Berechnung des Bedarfsnachweises kann, 

darf und soll die höhere Variante angewendet werden. 

1'875 GWh Strom aus WKK bis 1990 ist ein realisier­

bares und energiepolitisch wünschbares Ziel. 
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9. Reservehaltung luxuriös 

Die Elektrizitätswirtschaft möchte ihre Reservehaltung so featle­
gen, dass in neunzehn von zwanzig Jahren keine Netto-Stromimporte 
notwendig sind und nur in jedem zwanzigsten Jahr Nettoimporte von 
7 'OOO bis J 'OOO GWh erfolgen müssten. /.fit anderen ~lor•ten: die 
Schweiz exportiert netto während 79 Jahren auch im Winter Strom, 
nimmt aber den internationalen Verbund nur einmal alle zwanzig 
Jahre in Anspruch. Dieses Ausmass an Reservehaltung war i;z drn• 
Vergangenheit nicht üblich und ist zLJeif'el los übercHmensi:min•t. 

In den letzten 29 Jahren verzeichnete die Schweiz ungefähr i11 drn• 
Hälfte aller Winter einen Importüberschuss, ohne dass des'..r.Jegen 
nennenswerte Probleme entstanden sind. Berechnungen in einer Studie 
der EEK zeigen zudem,dass auch in Zukunft 7 1 000 bia 3 1 000 GWh auc 
dem Ausland jederzeit importiert werden könnter., mit ei;zei1 f-lahr­
scheinlichkeit von 99 %. Und dies selbst dann, wenn die lj7n~bar­
länder eigene Leistungsengpässe aufweisen sollten. 

Zudem sind in den Berechnungen der eigenen Produk tionsmögZ :,•:1kei ten 
noch eine Reihe vonstillen Reserven enthalten, die nirgendc auf­
scheinen und doch rund 2'000 GWh pro Winterhalbjahr ausma~hen. Da~u 
kommen die Möglichkeiten, den Inlandverbracuch in einem von zwanzig 
Wintern um rund 2'600 GWh zu reduzieren, ohne dass dadurch wesent­
liche wirtschaftliche Einbussen entstehen würden. Eine 75 % inlän­
dische Versorgungssicherheit ist mehr als ausreichend. Dadurch ver­
mindert sich der von den Befürwortern weiterer Kernkraftwerke aus­
gewiesene Bedarf nochmals um 2'300 GWh. 

9.1 DIE POLITIK DER ELEKTRIZITAETSWIRTSCHAFT 

nur jeder 
20igste Winter 
Nettoimport 
an Elektrizität 

Gemäss den Ausführungen im 10-Werke-Bericht 

dimensioniert die Elektrizitätswirtschaft ihre 

Reserven so, dass im Durchschnitt nur in einem 

von zwanzig Wintern ein Nettoimport an Elektrizität 

notwendig würde. In Zahl~n bedeutet dies, dass be­

zogen auf die mittlere Produktion (die ohnehin im 

Schnitt alle zwei Jahre übertroffen wird) eine lau­

fende Produktionsreserve von 13 % notwendig w?.re. 

Für das Winterhalbjahr 1989/90 wird dazu eine Re­

serve von 4139 GWh gefordert. Dies entspricht einer 

installierten Leistung von 1'080 MWe, und ist mehr 

als anderthalbmal soviel wie der schweizerische An­

teil an Kaiseraugst. Dieses Ausmass an Versorgungs-



sicherheit im Inland wird damit begründet, dass 

die Aushilfsmöglichkeiten aus dem Ausland sehr be­

grenzt seien und dass dies der Politik der im in­

ternationalen Verbund zusammengeschlossenen Länder 

entspreche. 

9.2 DIE STUDIE DER EEK ZUR RESERVEHALTUNG 

Stromaustausch mit 
dem Ausland 

Ergebnisse der 
EEK-Studie 

In der Studie zur Reservehaltung im Auftrag der 

EEK wurde untersucht, einerseits was die Kosten einer 

Unterversorgung mit Elektrizität in der Schweiz 

wären, mit welchen sogenannten Milderungsstrategien 

die Auswirkungen einer Unterversorgung gesenkt werden 

könnten und wie gross demgegenüber die Kosten der 

Reservehaltung verschiedener Varianten zu stehen 

kämen. Weiter wurde eine Analyse über die Produk­

tionsmöglichkeiten unserer wichtigsten Stromaus­

tauschpartner d~~chgeführt und errechnet, in 

welchem Ausmass sie zur Reserveleistung für schwei­

zerische Bedürfnisse herangezogen werden könnten. 

Insbesondere dieser letzte Punkt ist noch heute 

strittig.Die Vertreter der Elektrizitätswirtschaft 

stützen sich auf Briefe der wichtigsten Austausch­

partner im Ausland (Briefe, die sie selber ange­

fordert hat), die ihnen bestätigen, dass eine ver­

traglich gesicherte Reservehaltung des Auslands 

für die Schweiz nicht möglich sei. Immerhin verweist 

die Elektricite de France darauf, dass sie im 

Rahmen ihrer Produktionsmöglichkeiten zum Stromaus­

tausch auf kommerzieller Basis immer bereit sei. 

Die wesentlichen Ergebnisse der Studie lassen sich 

wie folgt zusammenfassen: 

- Mit einer Wahrscheinlichkeit von 99 % lassen sich 
selbst bei Leistungsengpässen unserer ausländi­
schen Verbundspartner 1'000 bis 3'000 GWh im 
Winterhalbjahr importieren. Man muss dabei berück­
sichtigen, dass diese Strommenge von der Schweiz 
bei mittlerer oder überdurchschnittlicher Pro­
duktion ohne weiteres 7.Urückerstattet werden kann. 



Nachfrage im 
Winterhalbjahr 
senken 

Bewirtschaftung der 
Wasserspeicher 

Reservehaltung mit 
Hilfe von 
WKK-Anlagen 

Reservehaltung der 
Elektrizitätswirtschaft 
zu luxuriös 

- Durch entsprechende Vorbereitungen im Inland ist 
es möglich, die Nachfrage in einem Winterhalbjahr 
um rund 2'600 GWh zu senken, ohne dass dabei 
ins Gewicht fallende volkswirtschaftliche Ein­
bussen zu erwarten sind oder eine Stromrationie­
rung notwendig würde. 

- Durch eine veränderte Bewirtschaftung der Was­
serspeicher könnten im Winterhalbjahr zusätzlich 
mindestens 1'200 GWh produziert werden. Diese 
sind bei der Beurteilung der Reservehaltung zu 
berücksichtigen. 

- Eine Reservestellung durch dezentrale Wärme­
Kraft-Koppelungsanlagen kann mit Kernkraftwer­
ken konkurrieren, selbst wenn die Reserve-Kern­
kraftwerke zu vergleichsweise hohen Exporter­
lösen ihren Strom absezten könnten. Bei mittle­
ren und kleinen (lies heutigen) Exporterlösen 
korrunen sie sogar günstiger zu stehen. 

- Wenn man davon ausgeht, dass in kleinem Umfang 
Importe getätigt werden könnten, so besteht die 
günstigste Lösung für die Schweiz in jedem Fall 
darin, keine zusätzlichen nuklearen oder fossilen 
Reserveeinheiten bereitzustellen. Diese Schluss­
folgerung gilt selbst für den Fall einer höheren 
Nachfrageentwicklung als prognostiziert (29'700 
GWh anstatt 27'700 GWh wie im 10-Werke-Bericht) 
und auch wenn die Exporterlöse sehr hoch ange­
setzt werden. 

Eine starke Minderheit in der Energiekormnission 

vertritt denn auch die Meinung, dass die Reserve­

haltungspoltik der Elektrizitätswirtschaft zu luxu­

riös ausgefallen ist und ohne Schaden für die Schweiz 

die Ansprüche etwas zurückgeschraubt werden können. 

9.3 KRITISCHE BEMERKUNGEN 

Ungereimtheiti.n 
in der 
Reservephilosophie 

Die Probleme im Zusarmnenhang mit der Reservehaltung 

gehören wohl zu den schwierigsten Fragen, die beim 

Bedarfsnachweis zu prüfen sind. In keinem anderen 

Teilbereich wird so viel mit Wahrscheinlichkeiten 

argumentiert, und nirgends sonst sind schwer über­

prüfbare Annahmen und Randbedingungen so entscheidend 

fiir das Ergebnis. Man darf - wohl ohne jemandem 

zu nahe zu treten - behaupten, dass die allermeisten 

Energiepolitiker, selbst die fachlich vorgebildeten, 

und erst recht der interessierte Energielaie von 



Verlangte 
Reservehaltung: 
Abkehr von der 
bisherigen Politik 

diesem Thema überfordert sind. Das Wort Sicher-

heit, Versorgungssicherheit, hat zudem einen der-

art magischen Klang, dass man angesichts der schwie­

rigen Materie nur allzu gern die rationalen und volks­

wirtschaftlich abgestützten Ueberlegungen beiseite 

schiebt und sich blindlings in die vermeintliche 

Sicherheit einer nuklearen Reservehaltung stürzt. 

Trotzdem seien hier einige kritische Anmerkungen 

erlaubt, zu einer Reservephilosophie, die viele 

Ungereimtheiten aufweist: 

1. Die dargelegte Reservehaltungsstrategie der Elek­

trizitätswirtschaft stellt eine Abkehr von der 

bisherigen Reservehaltungspolitik dar. Zwar 

präsentiert die Elektrizitätswirtschaft in ihrer 

eigenen Zusatzstudie über die Reservehaltung einen 

Wert von 11 % als Reserve in den vergangenen 

15 Jahren. Tatsache ist, dass zwischen 1966/67 

und 1974/75 die tatsächliche Winter-Stromproduk­

tion in der Schweiz nur um 1,7 % über dem Landes­

bedarf lag und dass in den letzten 29 Jahren un­

gefähr in der Hälfte aller Winter ein Einfuhr­

überschuss zu verzeichnen war. Die 11 % Reserve­

haltung lässt sich nur errechnen, wenn der Spei­

cherinhalt der Stauseen per 31. März jeweils 

auch noch als Reserve behandelt wird. Es ist 

nicht einzusehen, warum in Zukunft eine vergleich­

bare inländische Versorgunssicherheit nicht zu 

genügen vermöchte. Die Elektrizitätswirtschaft 

argumentiert, dass früher die Sommerexporte im 

Austausch mit vertraglich gesicherten Winterrück­

lieferungen vorgenommen wurden. Warum dies in 

Zukunft nicht mehr möglich sein sollte, wird 

nirgends begründet. Es spielt dabei für die 

Schweiz keine Rolle, zu welchem Zeitpunkt diese 

Rücklieferungen im Winterhalbjahr erfolgen. Warum 

soll hier nicht auch das Prinzip der ausgegliche­

nen Bilanz gelten? 
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Zubau neuer grosser 
Produktionsanlagen 
schafft neue 
Risikosituation 

Entscheid für den 
Bau eines neuen Atom­
kraftwerks 

2. Es ist zwar nicht zu übersehen, dass durch den 

Zubau grosserer nuklearer Produktionsanlagen, von 

denen jede 15 bis 20 % des gesamten Stromangebotes 

liefert, eine neue Risikosituation geschaffen 

wurde. Wenn man aber das ganze Risiko, das der 

Ausfall einer Grossanlage während eines ganzen 

Winters mit sich bringt, in der Schweiz voll ab­

decken will, so wirft dies schwerwiegende Fragen auf. 

Wenn zum Beispiel die Elektrizitätswirtschaft so­

viel Strom für die Erdölsubstitution im Raumwärme­

sektor verkaufen will, wie von einem grossen Atom­

kraftwerk im Winterhalbjahr produziert werden 

kann, sie aber gleichzeitig das Ausfallrisiko die­

ses Atomkraftwerkes voll abdecken will, dann 

beschert dieses ehrgeizige Expansionsziel der 

Elektrizitäsbarone der Schweiz nicht nur ein zu-

sätzliches Kernkraftwerk, sondern zwei. Oder 

schafft die Voraussetzung 
für den Bau eines 
zweiten 

anders ausgedrückt, der Entscheid für ein wei-

teres Kernkraftwerk beinhaltet und verursacht 

gleichzeitig auch schon den "Bedarf" für ein zweites. 

Speicherseen: 
grosse stille 
Reserven 

3. Stille Reserven: Weiter muss berücksichtigt wer­

den, dass in der Produktionsstruktur der Elektri­

zitätswirtschaft noch einige stille Reserven ein­

gebaut sind, die bei der Reservediskussion über­

gangen werden. Im Vordergrund stehen die Speicher­

werke. Bei der Berechnung der mittleren Produk­

tionsmöglichkeit der Wasserkraftwerke werden zum 

vorneherein nur 72 % des Speichervermögens in 

die Rechnung eingesetzt. Dies sind 2'330 GWh weni­

ger, als mit vollen Speicherseen produziert wer­

den könnte. Auch wenn man berücksichtigt, dass die 

Stauseen nicht jedes Jahr zu 100 % gefüllt wer­

den können, so kann man trotzdem davon ausgehen, 

dass sie in der Regel Ende des Winterhalbjahres 

noch zu rund 20 % gefüllt sind, respektive 

dass dieser Anteil als Reserve für das Winterhalb­

jahr zur Verfügung stehen kann (1'600 GWh). Bei 
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Importmöglichkeiten 
im April und Mai 
besser als im 
Hochwinter 

Kraftwerk Vouvry 
als Reserve voll 
ausnützen 

Schweiz: 
grosse Leistungsreserven, 
kleine Mengenreserven; 
Ausland: 
grosse Mengenreserven, 
kleine Leistungsreserven 

spät einsetzender Schneeschmelze würde aller­

dings diese Strommenge im April und Mai fehlen. 

Aber in dieser Jahreszeit sind die Importmög­

lichkeiten bereits wieder wesentlich besser als 

im Hochwinter. Es fragt sich, ob nicht für 

diese Jahreszeit Stromlieferungen vertraglich ge­

sichert werden könnten. Auch damit liesse sich 

die notwendige Reserve in der Schweiz um ein 

Drittel bis die Hälfte reduzieren, selbst wenn 

man sich diese luxuriöse Auslandunabhängigkeit 

von 95 % leisten will. 

Es bestehen noch andere Reserven. So wird z.B. 

das oelthermische Kraftwerk Vouvry nur mit zwei 

Dritteln seiner maximal möglichen Winterproduk­

tion in die Rechnung eingesetzt. Auch hier sind 

erneut 400 GWh Reserven versteckt. 

4. Vertragliche Sicherung der Reserveleistungen: 

Es wird immer wieder darauf hingewiesen, dass 

eine vertragliche Sicherung von Reserveleistungen 

angesichts der drohenden Leistungsengpässe im 

Ausland unmöglichs:!i. Dazu ist folgendes zu be­

merken: Die schweizerische Stromproduktion macht 

im Rahmen des international im Stromverbund zu­

sammengeschlossenen Länder einen verschwindend 

kleinen Anteil aus. Die Situation unserer aus­

ländischen Partner unterscheidet sich zudem 

wesentlich von der schweizerischen Ausgangslage. 

Während in der Schweiz Energie in Form von Kilo­

wattstunden der begrenzende Faktor ist, während 

sehr grosse Leistungsreserven bestehen, so ist 

bei unseren umliegenden Partnern die Situation 

gerade umgekehrt. Der Engpass in diesen Ländern 

ist die Leistung, während sie mit ihr~r instal­

lierten Leistung - wenn wir einmal von der Ver­

sorgung mit Primärenergieträgern absehen - im 

Winterhalbjahr grosse Ueberschüsse an Elektrizität 

prodzieren könnten. Selbst wenn diese Länder 10 % 

zu wenig Leistung installiert hätten, ändert sich 
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zu grosse 
Ueberkapazitäten 
verleitet zur 
Stromverschwendung 

Kohlekraftwerke 
besser geeignet für 
Reservehaltung als 
Atomkraftwerke 

daran nichts. Die Lieferung von Energie ausser­

halb der Winterspitzen ist für diese Werke wirt­

schaftlich sogar interessant, da die Produktions­

anlagen ja bestehen und praktisch nur die Brenn­

stoffkosten zusätzlich anfallen. Zudem darf man 

ja nicht vergessen, dass die Schweiz, selbst bei 

einer Beschränkung ihrer inländischen Versorgungs­

sicherheit auf 75 %, im langjährigen Durchschnitt 

immer noch etwa fünfmal mehr Strom exportieren 

als importieren würde. 

5. Das Problem der laufenden Reserve: Gemäss den 

Absichten der Elektrizitätswirtschaft soll die 

Reservekapazität in Form einer laufenden Reserve 

angelegt werden. Dies bedeutet, dass ständig 

grosse Ueberschussmengen an Strom vorhanden sind, 

welche nicht dazu angetan sind, Elektrizität 

sparsam zu verwenden. Die laufende Reserve birgt 

in sich die Tendenz, den Verbrauch zu stimulie­

ren. Dies ist eine Entwicklung, die den Zielen 

der schwejzerischen Energiepolitik diametral 

entgegengesetzt ist. Wenn man sich schon den 

Luxus einer überdotierten Reservekapazität 

leisten will, so würde man dies besser in Form 

eines Kohlekraftwerkes aufbauen, das nur produ­

ziert, wenn tatsächlich eine Engpassituation 

entsteht, das heisst je nach Entwicklung alle 

fünf, zehn oder zwanzig Winterhalbjahre einmal. 

Eine stehende Reserve in Form eines Kohlekraft­

werkes weist zudem den Vorteil auf, dass in den 

nächsten Jahren sukzessive die Kohlenbezüge aus 

Deutschland erhöht werden könnten, um die not­

wendigen Lager im Inland anzulegen. Da Deutsch­

land der Schweiz im Rahmen eines Staatsvertrages 

nur die durchschnittlichen Kohlelieferungen der 

vorangegangenen drei Jahre garantiert. Falls 

eine Versorgungskrise eintritt, ist eine rasche 

Erhöhung dieses sogenannten "Courant normal" von 

grosser energiepolitischer Bedeutung. 
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95% Ausland· 
unabhängigkeit 
entspricht nicht einer 
energiewirtschaftlichen 
Notwendigkeit 

Schlussfolgerungen: Die Dimensionierung der 

schweizerischen Reservekapazität auf 95 % Aus­

landunabhängigkeit entspricht nicht einer ener­

giewirtschaftlichen Notwendigkeit. Sie ist volks­

wirtschaftlich nicht optimal. 75 % inländische 

Versorgungssicherheit sind mehr als ausreichend, 

um unsere Elektrizitätsversorgung zu sichern 

und unsere Volkswirtschaft und die Konsumenten vor 

Schaden zu bewahren. Dadurch reduziert sich die 

notwendige Reserve um rund 2'300 GWh. Diese Re­

duktion der Versorgungswahrscheinlichkeit ist 

umso mehr gerechtfertigt, als "stille" Reser-

ven im Umfang von rund 2'000 GWh zur Vergügung 

stehen, die zur Ueberbrückung eines allfälligen 

Versorgungsdefizits eingesetzt werden können. 

Dazu kommen noch die Möglichkeiten, den Verbrauch 

in einem Winterhalbjahr um 2'600 GWh zu reduzie­

ren, ohne grössere wirtschaftliche Einbussen in 

Kauf zu nehmen. 



10. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Nachfrage: 
20'900 GWh 

Der gesamte inländische Bedarf gemäss 10-Werke­

Bericht beläuft sich im Winter 1989/90 auf 

27'700 GWh 

Von diesem Wert sind in Abzug zu bringen: 

- revidierte Prognose (1,5 % Wachs-
tum BIP, steigende Elektrizitäts-
preise) ohne Raumwärme 1'900 GWh 

- Vergessene und zusätzliche 
Sparmöglichkeiten 

- Veränderte Substitutions­
politik: Nur Wärmepumpen, 
Industrie, Verkehr 

zu erwartende Nachfrage nach 
Abzügen 

2'400 GWh 

2'500 GWh 

20'900 GWh 

Diesem Bedarf steht die zu erwartende mittlere 
Produktion gegenüber: 

Erzeugungsmöglichkeit laut 10-Werke-
Bericht mit 95 % Sicherheit 25'430 GWh 

Diese Wert sind gemäss vorstehenden 
Ausführungen hinzu zu zählen: 

- Produktionsmöglichkeiten bei 
75 % Sicherheit 

- Grösserer Anteil aus WKK, 
Differenz zu 10-Werke-Bericht 

+ 2'300 GWh 

+ 1'500 GWh 

Erzeugungsmöglichkeiten: Total Erzeugungsmöglichkeiten 
29'230 GWh 1989/90 mit 75 % inländischer 

Sicherheit 
29'230 GWh 

grosse 
Handlungsspielräume 

Diese Zusammenstellung macht deutlich, in welchem 

Ausmass Handlungsspielräume in der schweizerischen 

Elektrizitätsversorgung gegeben sind: 

Allein die Ausschöpfung der Sparmöglichkeiten wür­
de genügen, um den Bedarfsnachweis, so wie ihn 
die Elektrizitätswirtschaft darlegt, ad absurdum 
zu führen. Selbst bei einem Wirtschaftswachstum 
von 2,8 %, konstanten Energiepreisen, 95 % Aus­
landunabhängigkeit und ohne zusätzliche WKK-Anlagen 
könnte theoretisch das ehrgeizige Elektrowärme­
programm verwirklicht werden. 
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Bedarfsnachir.eis nur bei 
Kombination extremer 
und unrealistischer 
Annahmen zu erbringen 

Bedarfsnachweis der 
Elektrizitätswerke: 
Beispiel einer sich 
selbst erfüllenden 
Prophezeiung 

Der Verzicht auf einen Teil des Elektrowärme­
programmes allein würde genügen, um keine Ver­
sorgungslücke aufkommen zu lassen, selbst bei 
95 % Versorgungssicherheit, grossem Wirtschafts­
wachstum, ohne zu sparen und ohne zusätzliche 
WKK aufzubauen. 

- Eine Reduktion der Versorgungssicherheit auf 75 % 
allein reicht ebenfalls aus, um alle anderen 
Bedingungen und Wünsche der Elektrizitätswerke zu 
erfüllen, inkl. Elektrowärme, die wir ablehnen. 

Dies sind nur drei von vielen möglichen Kombina­

tionen. Man wird beileibe nicht sagen können, 

der Bedarfsnachweis sei nur zu umgehen, wenn über­

all "geschrnürzelet"wird, wenn die Wirtschaft ge­

fährdet werde und was der Aussagen noch sind. Es 

ist im Gegenteil so, dass ein Bedarfsnachweis 

nur konstruiert werden kann, wenn in allen Teil­

bereichen extreme und unrealistische Annahmen kombi­

niert werden. 

Wird im nächsten Jahrzehnt zusätzlich ein 300 MW 

Kohle-/Gaskraftwerk gebaut (Winterproduktion 

1'200 GWh), so könnte die Schweiz selbst bei 

grossem Wirtschaftswachstum einer der grössten 

Stromexporteure Europas während des Winters sein. 

Die Arbeiten über den Bedarfsnachweis haben klar 

erkennen lassen, dass eine Versorgungslücke im 

Elektrizitätssektor im nächsten Jahrzehnt nicht 

zu erwarten ist. Gerade dieser Bedarfsnachweis 

ist wohl das typischste Beispiel für die sich 

selbst erfüllende Prophezeiung; Werden neue Kern­

kraftwerke gebaut, so wird man Mittel und Wege 

finden, den produzierten Strom auf sinnige oder 

unsinnige Weise zu verbrauchen oder zu exportieren. 

Die Zeche wird in jedem Fall der Konsument zu 

zahlen haben. 
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der Black-out findet 
nicht statt, wenn 
ihn die Elektro· 
wirtschaft nicht will 

Werden keine neuen Kernkraftwerke gebaut, weil 

für die Zukunft keine Versorgungslücken vorausge­

sagt werden, so wird die Elektrizitätswirtschaft 

mit Sicherheit die Wärme-Kraft-Koppelung etwas 

vorantreiben und mit der Anschlussbewilligung für 

Elektroheizungen vorsichtiger werden. Mit diesen 

beiden Mitteln hat sie es in der Hand, auf Jahr­

zehnte hinaus Engpässe in der Elektrizitätsver­

sorgung zu verhindern, ohne dass ein einziges 

neues Grosskraftwerk neu gebaut werden müsste. 

Der Black-out wird nicht stattfinden, wenn die 

Elektrizitätswirtschaft ihn nicht will. 

Der Bedarfsnachweis im 

Sinne des Atomgesetzes 

ist nicht erbracht. 

68 



BENUETZTE LITERATUR 

1) VSE, Vorschau auf die Elektrizitätsversorgung der Schweiz 1979 -
1990; Sechster 10-Werke-Bericht, Juni 1979 

2) VSE, Die Reservehaltung in der schweizerischen Elektrizitätswirt­
schaft; Zusatzbericht zum sechsten 10-Werke-Bericht, Mai 1980 

3) Bundesamt für Energiewirtschaft: Schweizerische Elektrizitäts­
statistik 1977 - 79 

4) Eidg. Energiekornmission: Bericht über den Bedarfsnachweis für 
Kernkraftwerke, Bern, Februar 1981 

5) EEK, La demande d'electricite en Suisse. Analyse historique et 
perspectives. Universite de Geneve, BEW Schriftenreihe Nr. 9, 1981 

6) EEK, Auswirkungen von möglichen Sparmassnahrnen des Bundes auf 
die Elektrizitätsnachfrage. BEW Schriftenreihe Nr. 10, 1981 

7) EEK, Der Beitrag neuer Wärme-Kraft-Koppelungsanlagen zur Elektri­
zitätsversorgung. BEW Schriftenreihe Nr. 11, Bern 1981 

8) EEK, Untersuchung über die Kosten der Elektrizitätsversorgung. 
BEW Schriftenreihe Nr. 13, Bern 1981 

9) EEK, Reservestellung in der Elektrizitätserzeugung. BEW Schriften­
reihe Nr. 14, Bern 1981 

10) Schweizerische Umweltorganisationen: Der sechste 10-Werke-Bericht 
und der Bedarfsnachweis für Kaiseraugst. Eine kritische Begut­
achtung. Zürich 1979. 

11) Schweizerische Umweltorganisationen: •rrenseits der Sachzwänge". 
Ein Beitrag zur Schweizerischen Gesamtenergiekonzeption. Zürich 1978. 

12) Jahresberichte der Kernkraftwerk Gösgen AG 

13) Jahresbericht der Kernkraftwerk Kaiseraugst AG 

69 



WAS IST DENKZWANG UND WAS IST SACHZWANG 

Angesehene Institutionen in aller Welt plädieren für eine Senkung des 

Energieverbrauchs 

Nach wie vor behaupten Wirtschaftskreise, offizielle Stellen und in­

ternationale Wirtschaftsorganisationen beharrlich, der Energiekonsum 

und insbesondere der Elektrizitätsverbrauch müssten weiter steigen. 

Andernfalls sei nicht nur eine weitere Erhöhung des Lebensstandards 

unmöglich, sondern sogar die bisherigen Errungenschaften des Wirt­

schaftswachstums würden dadurch bedroht. Stagnierender Energiever­

brauch müsse zu Rezession und Arbeitslosigkeit führen. Immer noch wer­

den Umweltorganisationen, die sich seit Jahren für eine Stabilisierung 

des Energie- und Elektrizitätsverbrauchs einsezten, vielfach als Uto­

pisten und Schwärmer abgetan. Im Laufe der Jahre aber mussten die 

offiziellen Planer gewaltige Abstriche an ihren Wachstumsphantasien 

machen. Heute stehen die Umweltorganisationen und Atomkraftgegner 

mit ihren Vorschlägen nicht mehr allein. Renommierte Institutionen 

in aller Welt kommen langsam zu ähnlichen Ergebnissen. 

"Zuallermindest sollte es unser Ziel sein, den Energieverbrauch in 

den achtziger Jahren nicht zu erhöhen", schriebenkürzlich die Forscher 

der Harvard Business School - wohl die renommierteste Management­

Kaderschmiede der westlichen Welt - in ihrem aufsehenerregenden Ener­

gie-Report l). Und weiter: "Dies wäre dann kein uns aufgezwungenes 

Energie-Nullwachstum mit all seinen negativen Konsequenzen, sondern 

Energie-Nullwachstum als bewusst herbeigeführte politische Massnahme 

zur Steigerung des Wirtschaftswachstums - produktive Einsparung. Die 

traditionelle Wirtschaftstheorie, die von veralteten Daten ausgeht, 

verwirft diesen Gedanken als Phantasterei. Wir antworten darauf, dass 

solche konventionellen AnaLysen erschreckend wenig mit der Realität 

zu tun haben." 
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PURZELNDE PROGNOSEN 

Wie unbrauchbar die herkömmlichen Voraussagen für das Energiewachstum 

sind, zeigt allein schon ihre Geschichte in den letzten acht Jahren. 

1972, also noch vor der ersten Oelkrise, hatte der Erdölkonzern 

Shell für 1980 einen Energieverbrauch der westlichen Welt von 75 Milli­

arden Tonnen Erdöläquivalent vorausgesagt 2
> • Andere Quellen nannten 

damals ähnliche Zahlen. Der tatsächliche Verbrauch lag acht Jahre 

später um 15 % tiefer 3
> • Beim Oelkonsum hatte sich die Shell sogar 

um 27 % verschätzt und Atomkraftwerke lieferten letztes Jahr weniger 

als ein Viertel dessen, was man damals vorausgesagt hatte. Dabei sind 

1972 beschlossene Kernkraftwerke heute bestenfalls gerade fertigge­

stellt. Prognosen für die wejtere Zukunft lagen noch mehr daneben. 

Nach den neuesten Voraussagen von Exxon wird der Oelverbrauch 1985 

um 40 % tiefer liegen, als Shell vor acht Jahren schätzte. 

Purzelnde Prognosen: Voraussagen der OECD für 

die atomare Kraftwerkskapazität im Jahre 1985
4
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In der Schweiz sagte das Amt für Energiewirtschaft 1972 voraus, dass 

die Schweiz im Jahr 2000 mehr als 2'000 Petajoule Energie brauchen 

werde (1973 waren es 725 PJ) 5). Vier Jahre später peilte die Konunis­

sion für eine Gesamtenergiekonzeption (GEK) in ihrem Zwischenbericht 

für die Jahrhundertwende nur noch einen Verbrauch von 1'185 PJ an 6). 

Im Schlussbericht 1978 war die Mehrheit der GEK-Konunission dann schon 

bei 880 angelangt, weniger als die Hälfte dessen was das Energiewirt­

schaftsamt sechs Jahre zuvor vorausgesagt hatte7 ). An kritischen Stim­

men hatte es nicht gefehlt. Im Auftrag der GEK hatte die aus Natur­

wissenschaftern und Oekonomen bestehende EWU-Gruppe 1975 eine Stabili­

sierungsvariante ausgearbeitet, die nach einer Uebergangszeit von 

5 Jahren einen konstanten Energieverbrauch vorsah8 ) • Als Gegenstück 

zum Schlussbericht der Gesamtenergiekonzeption stellten die schwei­

zerischen Umweltorganisationen 1978 dann ihr Energiekonzept "Jenseits 

der Sachzwänge" vor9). Darin wurde vorgerechnet, dass selbst bei den 

unrealistischen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die dem GEK­

Bericht zugrunde liegen, aber mit einer zweckgebundenen Energieabgabe 

zur Förderung von Sparinvestitionen, der Energieverbrauch nicht 

höher als 764 PJ liegen muss. Im folgenden Jahr errechnete Elmar Leder­

gerber in seiner Dissertation "Wege aus der Energiefalle" unter ähn­

lichen Rahmenbedingungen gar nur einen Energiebedarf von 680 PJ im 

Jahr 200010
> • 

In den USA sagte noch 1972 die Atomenergiekommission für das ominöse 

Jahr 2000 einen Energiebedarf von 160 Quads voraus. Mit schöner Re­

gelmässigkeit wurden die offiziellen Prognosen alle zwei Jahre um 

20 Quads zurückgenommen, bis man 1978 bei rund 100 anlangte11 ) • 

Auf der anderen Seite hatte jemand schon 1972 für einen maximalen 

Verbrauch von 125 quads um die Jahrhundertwende plädiert und vier 

Jahre später gar 75 vorgeschlagen: Amory Lovins, der inzwischen -

vor allem durch sein vielbeachtetes Buch "Soft Energy Paths 1112 ) -

wohl zum bekanntesten Verfechter einer sanften Energiepolitik gewor­

den ist. 

Wie so viele der radikalen Kritiker der herrschenden Energieplanung 

ist Lovins Naturwissenschafter. Nicht zufällig. Die herkömmlichen 

Planungen beschränkten sich im Wesentlichen darauf, die frühere Ver­

brauchsentwicklung in die Zukunft zu verlängern. Wirtschaftswissen­

schafter hantierten mit Zuwachsraten und allgemeinen Korrekturen 
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für Spareffekte, aber wie die errechneten Energiemengen tatsächlich 

verbraucht werden sollten, davon hatte man kaum eine Vorstellung. 

Solange die Energiepreise fast konstant blieben und die wirtschaft­

liche Entwicklung gleichmässig verlief, ging das gut. Als aber 

die Wirtschaft in Schwierigkeiten geriet, starke Strukturänderungen in 

Gang kamen und vor allem die Energiepreise sprunghaft anstiegen, 

zeigte sich, dass man viel zu wenig über die Aufteilung des Energie­

verbrauchs und den Preismechanismus Bescheid wusste. Besonders Na­

turwissenschafter und Techniker begannen dann, das Problem von der 

anderen Seite her aufzurollen. Sie fragten nicht nach statistischen 

Korrelationen, langjährigen Trends und Elastizitätsfaktoren, sondern 

versuchten konkret herauszufinden, wie all die Energie eigentlich 

verbraucht wird und wo sich mit welchen Mitteln wieviel einsparen 

lässt. Als sie gemeinsam mit weitsichtigen Oekonomen die rentablen 

Einsparungsmöglichkeiten unvoreingenonunen zusammenrechneten, zeigte 

sich, dass bisherigen Prognosen viel zu hoch gegriffen waren. 

Die Interessen der Energieverkäufer und Kraftwerksproduzenten 

stehen solch einer drastischen Revision der voraussagen natürlch ent­

gegen. Aber die Notwendigkeit, vom Oelzuabhängig zu werden, ist drin­

gend. Und auch die strammsten Befürworter der Kernkraft müssen in­

zwischen eingestehen, dass es innert nützlicher Frist nur in ganz 

geringem Umfang möglich ist, Erdöl durch Atomenergie zu ersetzen. Um 

den schweizerischen Oelimport aufzuwiegen, wären rund zwanzig Atomkraft­

werke von der Grösse Gösgens notwendig. Enttäuscht musste der deutsche 

Brüterspezialist Wolf Häfele, der während sechs Jahren die überaus 

aufwendige Energiestudie des Internationalen Instituts für angewandte 

Systemanalyse in Laxenburg bei Wien geleitet hat, in seinem Schluss­

bericht feststellen, dass selbst bei grössten Anstrengungen die Atom­

energie das versiegende Oel vor dem Anfang des nächsten Jahrhunderts 

nur zu einem kleinen Teil abzulösen vermag13 ) . In ihrem "niedrigen" 

Szenario rechnen die Laxenburger damit, dass der Weltenergieverbrauch 

im Jahr 2030 fast dreimal so hoch ist wie heute. Obwohl sie bis dann 

mit schwindelerregenden Investitionen die Atomkraftproduktion auf das 

Vierzigfache steigern wollen, wäre es nach ihren Berechnunqen immer 

noch notwendig, dass der Oelverbrauch in fünfzig Jahren fast andert­

halb mal und der Kohlekonsum rund dreimal so hoch wie heute ist. Bei 

74 



einem weiteren Ansteigen des Energieverbrauchs lässt sich der Oel­

konsum offenbar kaum senken. Und je näher man die Möglichkeiten zur 

wirksamen Oeleinsparung untersuchte, desto tiefer sanken auch die 

Prognosen für den zukünftigen Elektrizitätsverbrauch. 

STRATEGIEN FUER EINE ENERGIESPARSAME ZUKUNFT 

Seit 1978 die schweizerischen Umweltorganisationen ihr detailliertes 

Energiekonzept "Jenseits der Sachzwänge" vorgelegt haben, sind welt­

weit eine ganze Reihe von Studien erschienen, die eindeutig belegen, 

dass sich sogar kurzfristig auch bei weiterem Wirtschaftswachstum 

der Energieverbrauch senken lässt und zunehmend durch regenerier­

bare Energiequellen befriediegt werden kann. 

Den Verbrauch um 30 % senken? 

Ein grosser Teil dieser Untersuchungen stammt aus den USA. Am meisten 

Aufsehen erregt hat zweifellos der eingangs zitierte Energie-Report 

der Harvard Business School. Spannend und für ein breites Publikum 

geschrieben, ist dieser Bericht zu einem Bestseller geworden. Die 

Projektleiter Stobaugh und Yergin legen eindringlich dar, dass eine 

weitere Steigerung der Produktion konventioneller Energiequellen 

kaum möglich und äusserst teuer ist. Auf Importe aus den OPEC-Ländern 

ist kein Verlass, qJ.e eigenen Oel- und Erdgasreserven der Vereinigten 

Staaten beginnen zu versiegen.Von der Kohle erhoffen sich die Harvard­

Forscher ebenfalls keine Wunderlösung, denn Umweltprobleme und Er­

schliessungskosten sind beträchtlich. Und zur umstrittenen und immer 

teureren Atomenergie meinen sie:"Wahrscheinlich geht die durch Kern­

kraftwerke erzeugte Energie in den kommenden zehn Jahren sogar zurück. 

Aus diesem Grund ist man nicht gut beraten, sich auf die Kernkraft 

zu verlassen, um für den Rest des Jahrhunderts von Oelimporten wesent­

lich unabhängiger zu werden." Die Lösung liegt für sie vor allem im 

effizienteren Einsatz der vorhandenen Energie: "Wenn sich die Vereinig­

ten Staaten ernsthaft zu Sparmassnahmen verpflichten würden, könnte 

der gegenwärtige Energieverbrauch ohne weiteres um 30 bis 40 Prozent 

gesenkt werden, und das bei konstantem oder sogar weiter wachsendem 

Lebensstandard." 
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Energie besser nutzen ist volkswirtschafltich gesehen billiger als 

~usätzliche Energie produzieren, das hat nun endlich auch diese füh­

rende Wirtschaftsschule eingesehen. Das zentrale Problem sehen die 

Marktwirtschafter von Harvard darin, dass der Markt für Energie heute 

verzerrt ist und Sparinvestitionen sowie Alternativenergien benach­

teiligt. "Die Erfahrung von 1979/80 lehrt, dass zusätzlich importier­

tes Oel die Vereinigten Staaten wahrscheinlich 65 bis 100 Dollar pro 

Barrel kostet", stellen sie nach volkswirtschaftlichen Berechnungen fest 

und ziehen den Schluss: "Für uns scheint demnach das einzig lebens­

fähige Progranun zur Verringerung der Abhängigkeit der USA von Import-

öl in finanziellen Anreizen der Regierung zu liegen, wodurch Mass­

nahmen zur Energieeinsparung und zum Einsatz von Sonneneergie geför­

dert werden". Der Umfang der vorgeschlagenen Subventionen ist beträcht­

lich, so sollen zum Beispiel bei der energietechnischen Sanierung von 

Altbauten 50 % der Kosten vom Staat übernonunen werden. 

Drei Millionen zusätzliche Arbeitsplätze 

Was das Forscherteam der Harvard Business School nach eingehender 

Konsultation von "rund tausend" Wirtschaftsmanagern, Regierungsbeam­

ten, Gewerkschaftsführern, Wirtschaftsanalytikern, Hochschullehrern 

und anderen Spezialisten eindringlich, aber eher allgemein formu­

lierte, haben Professor Leonard s. Radberg und seine Mitarbeiter 

vom Public Resource Center in Washington konkreter vorgerechnet14 ) • 

Interessiert hat sich Rodberg vor allem für die Auswirkungen auf den 

Arbeitsmarkt, die eine Energiepolitik hätte, die konsequent auf ratio­

nelle Energieverwendung und Nutzung der Sonnenenergie ausgerichtet ist. 

Er entwirft ein Programm, das er CARE nennt (Conservation And Renewable 

Energy): Beträchtliche Investitionen in verschiedenste, schon heute 

vorhandene Energiespartechniken und erneuerbare Energiequellen sollen 

den Verbrauch an erschöpfbarer Energie drastisch senken, der Wirtschaft 

Wachstumsimpulse verleihen und eine Menge neuer Arbeitsplätze schaffen. 

Während fünf Jahren sollen nach Rodbergs Plänen die Investitionen 

kontinuierlich gesteigert werden und anschliessend mit rund 66 Milli­

arden Dollar jedes Jahr gleich bleiben. Um die Auswirkungen einer 

solchen CARE-Strategie zu ermitteln, untersuchten die Forscher im 

Detail die lange Liste der vorgeschlagenen Einzelmassnahmen. Die 

resultierenden Energieeinsparungen sind beachtlich: 1990 sollen 15 % 

weniger erschöpfbare Primärenergie - das heisst Oel, Kohle, Erdgas 
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und Kernbrennstoff - verbraucht werden als 1977. Der Elektrizitäts­

konsum würde bei dieser Politik sogar um 29 % sinken. 

Dieser Minderverbrauch führt zu bedeutenden finanziellen Einsparungen: 

119 Milliarden Dollar im Jahr. Das sind 53 Milliarden mehr als die 

benötigten jährlichen Investitionen. Rodberg folgert: "Der Uebergang 

zu Alternativenergie ist ökonomisch 'effizient'." Für die Arbeits­

plätze hat Rodbergs Gruppemit Hilfe eines ausgeklügelten Wirtschafts­

modells des Bureau of Labor Statistics erstaunliche Zahlen errechnet. 

Obwohl in der traditionellen Energiewirtschaft eine Reihe von Stellen 

wegfällt, ergeben sich für die USA insgesamt 2,9 Millionen zusätzliche 

Arbeitsplätze, vor allem in kleinen und mittleren Unternehmen, ver­

streut über das ganze Land. Als Instrument zur Umlenkung der Investi­

tionen schlägt Rodberg eine nationale Energie-Entwicklungsbank vor, 

die von der Bundesregierung subventioniert wird. 

Senator Edward Kennedy, damals noch aussichtsreicher Bewerber für 

die Präsidentschaft, legte diese Studie dem amerikanischen Kongress 

vor und meinte, eine Strategie der Energieeinsparung und Nutzung 

der erneuerbaren Energiequellen müsse ein wesentlicher Bestandteil 

jeder erfolgreichen Vollbeschäftigungspolitik sein. 

Die im Auftrag des amerkianischen Kongresses ausgearbeitete CARE­

Strategie setzt sich folgende Ziele: 

Massnahme 

Private Wohngebäude 
Rationelle Energieverwendung 

Aktive und passive Solarenergie 

Gesahäfts- und Verwaltungsgebäude 
Rationelle Energieverwendung 
Aktive Solarenergie 

Industriette Nutzung 
Rationelle Energieverwendung 

Kraft-Wärme-Verbund 
Aktive Solarenergie 

Transportwesen 
Flüssige Brennstoffe 

Solar-Elektrizität 

Ziel für das Jahr 2000 

50 % Einsparung!) 
100 % bei neuen Häusern 

50 % bei bestehenden 

50 % Einsparung!) 
50 % bei allen Gebäuden 

40 % Einsparung im Jahr 
1990 1) 

100 % aller genutzten Anlagen 
25 % aller Prozesswärme 

Kein spezielles Ziel 
Umwandlung von 50 % der 
Abfallprodukte 
25 % der derzeitigen 
Sonnenerzeugung 

1) Die Ene1gieeinsparungsziele beziehen sich auf den Verbrauch von 
gelieferter Energie an den Ort des Endverbrauchs 
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Die Energieeinsparungen betrügen im Jahre 1990: 

Im Vergleich zur 
Status-quo-Projektion 
von Data Resources 

Im Vergleich 
zurn Verbrauch 
von 1977 

Kohle 
Gas 
Oel 
Kernenergie 
Erschöpfbare Primärenergie insges. 
Elektrizität 

- 49 % 
- 38 % 
- 28 % 
- 83 % 
- 32 % 
- 65 % 

Der Gewinn an Arbeitsplätzen wäre beträchtlich: 

Rationellere Energieverwendung im 
engeren Sinn 
Direkte und indirekte Sonnenenergie­
nutzung 

Brennstoff- und elektrizitäts­
erzeugende Industrien 
einschl. Zulieferer 

durch zusätzlich verfügbares 
Einkommen 

insgesamt 

Netto-Effekt 

Gesamt-Netto-Effekt 

Es käme viel billiger 

4 
- 35 
- 11 

0 
- 15 
- 29 

+ 520'000 

+ 1 1 650 1 000 

+ 2'170'000 

- 1 1 140 1 000 

+ 1 1 030 1 000 

+ 1 1 870 1 000 

+ 2'900'000 

Unter Präsident Regan ist eine solche Politik jetzt allerdings 

% 
% 
% 
% 
% 
% 

kaum zu erwarten. Aber das amerikanische Energieministerium beschäf­

tigt sich mit solchen Strategien. Letztes Jahr publizierte es eine 

Untersuchung, die zehn Studien über sparsame Energiestrategien ein­

gehend vergleicht und auswertet15 ) . Es ist erfreulich, welch re­

nommierte Institutionen inzwischen einen gleichbleibenden Gesamt­

energieverbrauch vorsehen16). Und ein Komitee der amerikanischen 

Akademie der Wissenschaften schlägt Szenarien vor, in denen der 

Energieverbrauch in den nächsten zehn Jahren um zehn bis zwanzig 

Prozent zurückgeht17). 

Eine besonders interessante Untersuchung hat Roger Sant von der 

Carnegie-Mellon Universität vorgelegt, in der er untersucht, wie sich 

der amerikanische Energiemarkt in der Zeit von 1965 bis 1978 ent­

wickelt hätte, wenn alle Entscheidungen der Konsumenten und der In-
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vestoren nach dem marktwirtschaftlichen Prinzip erfolgt wären, 

wenn die steigenden Energiepreise im voraus bekannt gewesen und 

keine institutionellen Hindernisse auf dem Markt bestanden hätten18 } . 

Als Folge davon hätten die Amerikaner ohne Komforteinbusse 17 % we­

niger für Energie ausgegeben. Der Energieverbrauch wäre insgesamt 

um 22 % zurückgegangen und bei der Elektrizität hätte man gar 43 % 

weniger gebraucht und mehr als die Hälfte der neuen Kraftwerke nicht 

bauen müssen. Noch vor der zweiten Oelkrise 79/80, die seine Ergeb­

nisse noch viel drastischer hätte ausfallen lassen, plädierte Roger 

Sant dafür, die Verzerrungen im Energiemarkt abzubauen, so dass der 

Energie- und besonders der Elektrizitätsverbrauch auch bei wachsen­

der Wirtschaft in den nächsten Jahren sinkt. 

Energieeinsparen in Europa 

Nun lässt sich allerdings einwenden, die Amerikaner hätten es leich­

ter, Energie zu sparen, da sie schon heute fast doppelt so viel 

Energie pro Kopf verbrauchen wie wir Europäer. Der höhere Energie­

verbrauch in den USA hat jedoch vor allem seinen Grund in der anders­

artigen Siedlungsstruktur, im Transportsystem und in den Lebensge­

wohnheiten, nur zu einem kleineren Teil jedoch in der verwendeten 

Technik. Grundlegende Wandlungen des Lebensstils aber wurden bei allen 

aufgeführten Studien ausgeschlossen. Deshalb lassen sich viele der 

zitierten Schlussfolgerungen auch auf Europa übertragen. 

Europäische Studien bestätigen dies. Schon 1979 schrieb die Shell 

in einer Untersuchung über verbesserte Energienutzung19} : "Das Po­

tential ist in der Tat beträchtlich. Der Energieverbrauch pro Ein­

heit des Bruttoinlandproduktes könnte in Westeuropa bis zu 30 % 

gesenkt werden, wenn alle energieverbrauchenden Anlagen einen tech­

nischen Stand hätten, der angesichts der gegenwärtigen Energieprei­

se wirtschaftlich attraktiv wäre." Die Shell-Studie weist darauf 

hin, dass Sparinvestitionen naturgemäss kapitalintensiv sind und 

dass private Verbraucher mit viel kürzeren Amortisationszeiten 

rechnen, als die Energieprodzenten. Damit die Verbraucher nicht vor 

den hohen Anfangskosten zurückschrecken, schlagen die Shell-Leute 

neue Finanzierungsmethoden und Subventionen vor. 

Besonders detailliert hat der englische Physiker Gerald Leach die 

einzelnen Möglichkeiten zur effizienteren Energienutzung untersucht
2

0} . 
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Vierhundert Kategorien des Endverbrauchs an Energie wurden für Gross­

bri tannien im Einzelnen betrachtet. Absichtlich ging Leach von hohen 

Wachstumsraten aus. Die Industrieproduktion soll sich demnach bis 

zum Jahr 2025 verdoppeln. Vorsichtig nahm er an, dass sich die Oel­

preise gegenüber 1977 bis zum Jahr 2000 lediglich verdoppeln (was 

heute schon eingetreten ist) und sich bis 2025 verdreifachen. Trotz 

dieser Voraussetzungen kommt Leach zum Schluss, dass der Energie­

verbrauch bei entsprechender Regierungspolitik bis zum Jahr 2000 

ohne weiteres um 7 % und bis 2025 um 22 % sinken kann. Innerhalb 

von 50 Jahren also könnte - auch bei den sehr vorsichtig gemachten 

technischen Annahmen - der Energieverbrauch pro Einheit Bruttoso­

zialprodukt auf rund ein Drittel gesenkt werden. Eine Weiterentwick­

lung dieser Ergebnisse durch D. Olivier zeigt, dass sogar eine Re­

duzierung auf ein sechstel des heutigen Wertes möglich ist, wenn 

man nicht wie bei Leach nur die technischen Verbesserungen berück­

sichtigt, die sich im Vergleich zum Oelpreis von 1978 lohnen, sondern 

alle Massnahmen in Betracht zieht, die im Vergleich zur Atomenergie 

rentieren21). 

Aehnliche Resultate haben Studien für Dänemark, Frankreich, Schwe­

den und Kanada ergeben22 ) . 

Ein "Löcherstopf-Szenario" für die Bundesrepublik 

Von speziellem Interesse für uns in der Schweiz ist die vom Oeko­

Insti tut in Freiburg i.Br. ausgearbeitete Energiestudie für die Bun­

desrepublik Deutschland23 ) . Die Autoren der sehr verständlich 

geschriebenen "Energie-Wende" kommen zum Schluss, dass auch bei 

grosszügigem Wirtschaftswachstum eine ausreichende Energieversor­

gung ohne Atomkraft und Erdöl möglich ist. Grosszügig sind die An­

nahmen über die Wirtschaftsentwicklung tatsächlich: "Ausser mit 

Energie wird mit nichts gespart: pro Kopf wird unter den Szenario­

annahmen im Jahr 2030 1,7 mal so viel Wohnraum bewohnt wie 1973, 

1,5 mal so viel Auto gefahren, 4 mal so viel geflogen, 1,8 mal so 

viel geduscht und gebadet, und jeder Haushalt hat so gut wie jedes 

elektrische Gerät in Benutzung. Die Industrieproduktion pro Kopf 

ist ihrem Wert nach 2,3 mal so gross wie 1973, das Bruttosozial­

produkt sogar 3,2 mal so hoch, und jeder Erwerbstätige im tertiären 

Sektor hat im Durchschnitt 1,5 mal soviel Nutzfläche am Arbeitsplatz 
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wie 1973 . "Wenn es uns gelänge, diesen Wohlstand besser zu verteilen, 

so könnte jeder in e t wa mit dem Komfort leben, den äi.e obe;.-en Ein­

korrunensklassen sich heute leiste n", hei sst es im ßericht der F'rei­

burgcr . 

Trotz al l edem ist es nach ihren Berechnungen mög l ich, im Jahr 2030 

mit nur 60 ~ der Er.dener~ie auszukorrunen, die 1973 verbraucht wurde, 

der Stromverbrauch könn t e auf 8 4 ~ sinken . Zur Befri e digu ng d i eses 

geschrumpften Bedarfs sind dann Erdöl u nd Atomenergie nicht mehr 

nötig. Etwas mehr a l s die Hä l fte davon so l l nach der Vorstellung 

de s OP.ko-Institutes durch Kohle qedeck t werden , der Res t du r ch die 

erne uerbaren Energiequellen Biostoffe , Sonne, Wind und Wasser . Der 

erforder l iche Einsatz von Kohle bewegt sich im Rahmen dessen, was 

in den sechziger, bzw . siebziger Jahren eingesetzt wu rde . Auf At om­

ener gie, betone n die Oeko-Forscher , lasse s ich sogar sch on kurz­

fristig verzichten . Drastisch pre i sen sie die Vorteile : "Für effi­

zientere Kühlsch ränke braucht man keine Wiederaufbe reitungsa nlaqe ; 

b e nzinspare nde Autos muss man nich t im Salzberg we rk verscharren; 

und wenn einmal ein d r eifach vergla s t es Fenster in Sche rben gPht, 

muss nicht g leich die ganze S tad t evakuiert werden ." 
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Wenn mar. auf weitere materielle Wohlstandssteigerungen verzichtet 

und annimmt, dass das ßruttosozialprodukt pro Kopf nicht weiter 

ansteigt, sondern gleichbleibt, dann könnte nach diesen Berechnunaen 

der Energiebedarf gar auf 38 % des Ausgangswertes von 1973 sinken. 

Das heisst, dass die Bundesrepublik "einer huntertprozentigen 

Energieversorgung aus sich erneuernden Quellen nahe kommen könnte". 

Ausdrücklich halten die engagierten Wissenschafter des Oeko-Insti­

tutes fest, dass vorgestellte Szenario sei "kein Entwurf des Sanften 

Energieweges für die Bundcserpublik", obwohl es Bausteine dafür 

enthalte. Vielmehr sei es ein '"Löcherstopf-Szenario' für die be-

stehende Wirtschaftsmaschinerie" indem diese mit der besten 

Technik zur effizienten Energienutzung versehen werde. "Viele Mög­

lichkeiten, durch strukturelle Veränderungen eine bessere Ener­

gienutzung zu erreichen, bleiben unberücksichtigt", schreiben sie. 

Das Szenario gebe lediglich den Energiebedarf an, der höchstens 

befriedigt werden muss, damit auch die konventionellen wachstums­

euphorischen Zukunftsprognosen verwirklicht werden können. Das 

erlaube r.un zu prüfen, "was in der bundesdeutschtn Energiediskus­

sion Sachzwang und was Denkzwang ist". 

Ganz langsam scheinen sich auch massgebende Stellen in der Bundes­

republik von Denkzwängen zu befreien. So hat die Enquete-Kommission 

"Zukünftige Kernenergie-Politik" des deutschen Bundestages im Bericht 

über das erste Jahr ihrer Arbeit letzten Sommer versucht, die ver­

schiedenen Möglichkeiten in der Enerqiepolitik darzustellen und die 

unterschiedlichen Annahmen und Konsequenzen herauszuarbeiten24 }. 

Sie legte vier modellhafte "Energiepfade" vor, von denen zwei einen 

sinkenden Energieverbrauch vorsehen. Beide Sparszenarien erfordern 

keine weiteren Atomkraftwerke und verzichten nach 2000 ganz auf äie 

Kernenergie. Der Verbrauch von Erdöl und Erdgas zusammengenommen, 

soll demnach bis zum Jahr 2030 auf die Hälfte bzw. auf ein Viertel 

sinken, der Kohleverbrauch dagegen wird rund um die Hälfte erhöht. 

Regenerierbare Energiequellen (Sonne, Wind, Wasser, Biogas} sollen 

im sparsamsten Energiepfad fast ein Drittel der Versorgung übernehmen. 

"Allein die Tatsache, dass hier erstmalig alternative Energiestra­

tegien mit und ohne Kernenergie mit ihren jewejligen nedingungen u~d 

Konsequenzen dargestellt wurden'', schreibt Kommissionspräsident 
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T A B E L L E 3 

Ergebnisse der Berechnungen für die vier Pfade*) 

PFAD 1 PFAD 2 PFAD 3 PFAD 4 

Charakterisierung 

Wirtschaftswachstun 
- vor 2000 3,3% 2,0% 2,0% 2,0% 
- nach 2000 1,4% 1,1% 1,1% 1,1% 
Strukturwandel in der Wirtschaft mittel mittel stark stark 
Wachstum der Grundstoffindustrie wie BSP/2 wie B.SF/2 Null Null 
Energieeinsparungen Trend stark setir stark ext ran 

1978 2000 2030 2000 2030 2000 2030 2000 2030 

Nachfrageseite 

Primärenergiebedarf 3C)0 600 800 445 550 375 360 345 310 
Endenergiebedarf 260 365 446 298 317 1 265 250 245 210 
Stranbedarf**) 36 92 124 47 57 

1 

39 42 36 37 
Nicht-energetischer 

Verbrauch 32 50 67 43 52 34 34 34 34 

l\ngebotsseite i 

Stein- und Braunkohle 105 175 210 1 145 160 145 160 130 145 
Erdöl und Erdgas 265 250 250 190 130 190 130 165 65 
Kernenergie in GWe 10 77 165 40 120 0 0 0 0 
- davon Brutreaktoren - - 84 - 54 - - - -
RE:generative En.quellen 8 40 50 40 50 40 70 50 100 

Sonstiges 

Kohleverstranung 65 80 80 
! 

29 22 76 77 52 33 
synth. Erdgas aus Kohle - 18 50 18 56 1 - - - -
Strananteil in % ! 1 

- an der Raumwänne 3 14 17 
1 

5 7 ! 3 2 2 0 
- an der Prozesswänne 7 19 17 

i 
8 8 8 8 7 6 

Natururanbedarf, in 
1000 t kumuliert bis 2030 l bis 2030 

- ohne Wiederaufbereitg. 650 425 
- mit Brutreaktoren 390 255 

*) Wenn nicht anders an;Iegeben, beziehen sich alle Werte auf Millionen t ST<E. 
**) Der Stranbedarf bezieht sich auf den Endenergiebedarf an Stron, nicht auf die BruttostranerzeuguD;J. Er 

ist hier in Millionen t SKE anaecreben. 1 Million t SKE Stranbedarf entsoricht 8.13 'IWh. 



Abg. R. Ueberhorst in seinem Kommentar, müsse als "Fortschritt und 

Basis für die weitere energiepolitische Diskussion gewertet werden'~ 

Die Berechnungen der Bundestags-Kommission zeigen deutlich, dass 

auch ein massiver Ausbau der Atomenergie das Problem der Oel-Ab­

hängigkeit nicht zu lösen vermag. Bei beiden atomaren Energiepfaden 

und all ihren Untervarianten ist sowohl der Oel- und Erdgas- als 

auch der Kohleverbrauch um einiges höher oder mindestens gleich 

gross wie in den sparsamen Szenarien ohne Atomenergie. Immer deut­

licher wird, dass es gar nicht darum geht, ob man einen wachsenden 

Energieverbrauch mit Oel, Kohle oder Atomenergie befriedigen will, 

sondern um die Frage, ob man weiterhin in die immer aufwendigere Pro­

duktion von Energie investieren soll oder lieber in Spartechniken, 

die den Verbrauch vermindern. 

ABKEHR VON DER DINOSAURIER-TECHNIK 

Obwohl die Regierungen in den führenden Industriestaaten sich nur 

halbherzig für eine effizientere Nutzung der Energie einsetzen und 

den weiteren Ausbau grosstechnischer Energieprojekte fördern, ist 

die Realität schon wieder dabei, die offiziellen wachstumsfreudigen 

Planungen über den Haufen zu werfen. Die Verdoppelung der Oelpreise 

im Winter 79/80 und die Beinahe-Katastrophe von Harrisburg vor zwei 

Jahren beginnen ihre Wirkung zu zeigen. Investitionen in Energie­

sparmassnahmen und die Entwicklung energiesparender Techniken ha­

ben angefangen, sich stärker auf den Energieverbrauch auszuwirken. 

Dazu kommte die weltweite Rezession, deren Ende nicht abzusehen ist. 

weltweit wurden letztes Jahr 4,5 % weniger Erdöl gefördert als 

197925 ). Royal Dutsch/Shell rechnet für 1981 mit einem weiteren 

Rückgang um 4 %26). In der Europäischen Gemeinschaft ist letztes 

Jahr erstmals die vieldiskutierte "Entkoppelung" von Wirtschafts­

wachstum und Energieverbrauch gelungen: Während das Bruttosozial­

produkt noch um 1,3 % anstieg, ist der Energieverbrauch um 4,5 % 

gesunken27 ). Besonders stark wurde mit 8,7 % beim Oel gespart. zu­

genommen hat dagegen der Konsum von Atomstrom und Kohle. In Frank-
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reich ist der Ges2rntenerqiever~rauch von 1979 auf 1980 um 1.2 % 
28) 

gesunken . In der Bundesrepublik ging der Primärenergieverbrauch 

insgesamt um 4,2 % zurück, beim Oel wurden sogar 12,7 % eingespart 29 ). 

Der Stromverbrauch stieg letztes Jahr noch um ganze 1,3 %, nachdem 

noch vor einigen Jahren siebenprozentige Zuwachsraten eingeplant 

worden waren. Dieses Jahr wird er höchstens gleichbleiben, wahr­

scheinlich jedoch sogar sinken. Bevor es endgültig zu spät wird, weil 

allzu absurd, versuchen bundesdeutsche Politiker jetzt in einem ver­

zweifelten Endspurt, die Atomenergie am Exempel Brokdorf doch noch 

durchzuboxen. Dabei haben beträchtliche Ueberkapazitäten die Elektri­

zitätswirtschaft bereits letztes Jahr dazu gezwungen, die Strom­

preise um bis zu 16 % zu erhöhen30 >. Mit einer grossangelegten Kam­

pagne wollen die Stromverkäufer die überschüssige Elektrizität dazu 

verwenden, in den Wärmemarkt einzudringen 31 ) . Dabei sollen die staat­

lich subventionierten elektrischen Wärmepumpen helfen, die gerade 

so viel Wärme aus der Umwelt zurückholen, wie im Kraftwerk durch den 

Kühlturm verpufft. 

Die Schweiz allerdings macht bisher noch eine unrühmliche Ausnahme. 

Hier stieg der Energieverbrauch letztes Jahr um 3,5 %32 ). Unser 

Nachbarland Oesterreich schaffte dagegen unter vergleichbaren Um­

ständen einen Rückgang um zwei Prozent 33 ). Der Treibstoffverbrauch 

nahm bei uns gar um 6 % zu und die Elektrizitätswirtschaft schaffte 

einen Verkaufszuwachs von 4,4 %. Dies vor allem dank massiver För­

derung der Elektroheizung, die dreimal mehr Strom verbraucht als 

eine Wärmepumpe. 

Während die längerfristigen Bedarfsprognosen innerhalb von sechs 

Jahren um rund die Hälfte gefallen sind, braucht es zehn Jahre, 

bis ein heute beschlossenes Atomkraftwerk den Betrieb aufnehmen 

kann. Eine verlässliche Planung ist mit dieser Grosstechnik kaum 

mehr möglich. Amerikanische Elektrizitätsversorgungsgesellschaften 

geraten bereits in ernsthafte Schwierigkeiten. Ihre Einnahmen 

sinken, weil die Stromnachfrage abnimmt, die Baukosten für neue 

Kraftwerke rapid steigen und die Oeffentlichkeit sich weigert, hö­

here Strompreise zu zahlen. Ueber das ganze Land gerechnet, so be­

richtet die amerikanische Wissenschaftszeitschrift Science, 

besteht eine Ueberkapazität von 35 %. Schon zwischen 1974 und 1978 
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wurden 184 grössere Kraftwerkprojekte aufgegeben und viele andere 

verzögert34 ) • Zunehmend stossen die Stromfirmen auf Misstrauen bei 

den Investoren. Der einflussreiche New Yorker Anlageberater Roger 

Taylor meint, dieses Jahr könne es in der Strombranche "ein oder 

zwei Chryslers" geben. 

Einige Gesellschaften haben ihre Politik bereits grundlegend ge­

ändert. Sie setzen auf Sparmassnahrnen und Kleinkraftwerke mit Wärme­

Kraft-Koppelung oder regenerierbaren Energien35 ) . Nicht etwa weil 

die Strommanager plötzlich ihre Liebe zur Umwelt entdeckt hätten, 

wei sie vor den Gefahren einer Atomkatastrophe zurückschreckten, 

oder weil sie sich von den Vorteilen einer dezentral organisier-

ten selbstverwalteten Gesellschaft überzeuqt hätten, sondern aus 

rein betriebswirtschaftlichen Gründen scheint sich - spät und viel 

zu langsam - eine Abkehr von zentralen Grosskraftwerken abzuzeichnen. 

Eine grundlegende Revolutionierung des Elektrizitätsmarktes wird 

die direkte, umweltfreundliche Erzeugung von Strom aus Sonnenlicht 

mittels Solarzellen bringen. Davon spricht heute noch kaum jemand, 

aber besonders die Oelmultis haben bereits Milliardenbeträge inve­

stiert und die Elektrokonzerne beeilen sich, den Anschluss nicht 

zu verpassen. Sonnenstrom aus kleinen dezentralen Anlagen wird nach 

voraussagen der amerikanischen Regierung schon in sieben Jahren 

mit Kohle- oder Atomstrom konkurrieren können36). Die Elektrizitäts­

werke werden sich aber nicht ohne Widerstand von Stromproduzenten zu 

Stromverteilern degradieren lassen. 

Auch bei den Oelkonzernen steht die Planung auf immer wackligeren 

Füssen. Die Projekte werden immer grösser, langfristiger und teu­

rer. Neue Oelfelder, Teersandvorkommen oder Kohleminen brauchen 

ebenfalls rund zehn Jahre, bis sie mit allen Zusatzanlagen zu pro­

duzieren beginnen und kosten inzwischen im Schnitt über eine Milliar­

de Dollar 37 ). Gleichzeitig aber wird es immer schwieriger, den Be­

darf und die Versorgungslage für die nächsten zwanzig, dreissig 

Jahre abzuschätzen. Shell z.B. hat die Konsequenzen gezogen, vor 

einiger Zeit seien Plaungsabteilung aufgelöst und wurstelt nun mit 

kurzfristigen Prognosen weiter38 ). Die gewalttätige, schwerfällige 

Grosstechnik stösst an natürliche und soziale Grenzen. Konzerne 
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und Staatsbürokratien sind zu unbeweglichen Dinosauriern geworden. 

Niemand mehr hat die Lage im Griff. 

Die bisherige Energiepolitik wird zunehmend gefährlich, denn die 

heutige Wirtschaftsmaschinerie führt zu folgenschweren Fehlent­

scheiden. Investitionsgelder müssten umgelenkt werden, die Einfüh­

rung sparsammer, dezentraler Techniken geht viel zu langsam. Wirt­

schaftliche Zusammenbrüche sind vorauszusehen. Je unabhängiger wir 

von zentralen Versorgungssystemen und Energieimporten sind, desto 

weniger werden wir materiell darunter leiden. Schon nächstes Jahr 

kann ein politischer Umsturz im Nahen Osten zu einer katastrophalen 

Versorgungskrise führen. Die von den Energiekonzernen angebotene 

Grosstechnik, vor allem die Atomenergie, ist gänzlich ungeeignet, 

das Oel zu ersetzen. Sie ist zu langsam, zu teuer, zu unsicher und 

auch politisch zu gefährlich. Es gibt realistische Möglichkeiten, 

sich aus dieser scheinbaren Falle zu befreien, das hat diese Ueber­

sicht gezeigt. Aber sie müssen gegen verhärtete Strukturen und 

mächtige Einzelinteressen durchgesetzt werden. 
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